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Beschlussvorlage
Gemeinde Bad Kleinen

Federführend:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Einreicher:

VO/GV08/2015-1461
öffentlich

14.01.2015
Bürgermeister

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 14A - 1. Änderung für das Gebiet 
"Gallentin Süd" Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Beratung Ö / N Datum Gremium

Ö 27.01.2015 Ausschuss für Bau-, Verkehrsangelegenheiten und Umwelt Bad Kleinen
Ö 18.02.2015 Gemeindevertretung Bad Kleinen

Beschlussvorschlag:
1. Die Entwurf des Bebauungsplanes und der Entwurf der Begründung sind für die 

Dauer eines Monats nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind von der Auslegung zu 
benachrichtigen.

2. Die Planung ist mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB abzustimmen.

3. In der Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde Bad Kleinen 
deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

4. Weiterhin ist mitzuteilen, dass bei Aufstellung eines Bebauungsplanes ein Antrag 
nach  § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung  unzulässig ist, wenn mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.

Sachverhalt:
Die Gemeinde Bad-Kleinen beabsichtigt den am 29.10.2009 rechtskräftig gewordenen 
Bebauungsplan Nr. 14A für das Gebiet „Gallentin Süd“ auf Antrag des Vorhabenträgers zu 
ändern. Der Aufstellungsbeschluss wurde von der Gemeindevertretung gefasst. Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 14A befindet sich unmittelbar am nordwestlichen 
Ufer des Schweriner Sees und wird wie folgt begrenzt:
 im Norden und Nordosten durch das Ferienlager „Ullis Kinderland“,
 im Osten durch Wiesen- und Hochstaudenfluren,
 im Westen durch die Straße „Am See“,
 im Süden durch den Schweriner See mit seinen Uferbereichen.
Die Planungsziele bestehen in der planungsrechtlichen Vorbereitung von Grundstücken für 
eine Bebauung mit Ferienhäusern. Für die südlichen Bereiche sollen Möglichkeiten 
geschaffen werden, auch andere Beherbergungsbetriebe sowie dem Gebiet dienende 
Infrastruktur zuzulassen. Die Erschließung erfolgt über eine Haupterschließungsstraße mit 
entsprechender Wendemöglichkeit im Norden des Plangeltungsbereiches. Die Ver- und 
Entsorgung des Gebietes ist gesichert.
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Seit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 14A haben sich die Rahmenbedingungen 
maßgeblich verändert. Die ehemals am - bereits damals zur Fremdenbeherbergung 
genutzten - Standort vorhandenen Gebäude sind zurückgebaut worden, sodass nun das 
gesamte Areal brach liegt und für eine Bebauung genutzt werden kann. Weiterhin wurden 
die auf dem Gelände befindlichen Leitungen/ Anlagen der verschiedenen Ver- und Entsorger 
rückgebaut. Darüber hinaus haben sich nach Inaugenscheinnahme die Waldflächen im 
Süden des Geltungsbereiches reduziert. Dies wird in der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 14A ebenfalls beachtet. Unter Berücksichtigung der veränderten Rahmenbedingungen 
und des bisher geltenden Planungsrechtes für diesen Standort erfolgt die Erarbeitung eines 
neuen Konzeptes, welches eine geeignete Bebauung dieses Bereiches ermöglicht und die 
Attraktivität des Standortes verbessert. Daher erfolgt nun die Anpassung des Konzeptes 
bzw. des Bebauungsplanes. Beim Vergleich der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 14A 
und den Entwurfsunterlagen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A lassen sich die 
neuen Planungsziele ablesen. Aus den dargestellten Gründen geht die Gemeinde Bad 
Kleinen davon aus, dass es sich um eine Bebauungsplanänderung für die 
Wiedernutzbarmachung einer Fläche als Maßnahme der Innenentwicklung handelt. 
Demnach soll die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14A im beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB durchgeführt werden. Daraus folgt, dass u.a. auf eine Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung sowie auf die Erstellung eines Umweltberichtes verzichtet werden 
soll. Die im Bebauungsplan Nr. 14A festgesetzten externen Maßnahmen bleiben bestehen. 
Auf interne Maßnahmen wird verzichtet. Die SPA-Verträglichkeit ist bei der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 14A beachtet worden. Da sich die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 14A nicht auf touristische Kapazitäten auswirkt, wird auf eine erneute SPA-
Verträglichkeitsprüfung verzichtet.

Anlage/n:
Satzung B-Plan Nr. 14A
Teil B B-Plan Nr. 14A 1. Änderung
Satzung B-Plan Nr. 14A, 
Begründung

Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Gremiums
Davon besetzte Mandate
Davon anwesend
Davon Ja- Stimmen
Davon Nein- Stimmen
Davon Stimmenthaltungen
Davon Befangenheit nach § 24 KV M-V



SATZUNG
Beitrittsbeschluss

DER GEMEINDE BAD KLEINEN

SATZUNG
ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 14A

"FÜR DAS GEBIET GALLENTIN SÜD"

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom ..................... .  Die ortsübliche 
    Bekanntmachung des  Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im Amtsblatt am ................... erfolgt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist durch Aushang vom ........................
    bis zum ..................... durchgeführt worden. Die  Bekanntmachung  ist  durch Veröffentlichung im Amtsblatt am 
    .............................. erfolgt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

3. Die für die Raumordnung und  Landesplanung  zuständige  Stelle  ist  mit  Schreiben  vom 27.11.2007 und vom 
    05.11.2008 beteiligt worden. Stellungnahmen liegen mit Scheiben vom 04.12.2007 und vom 21.11.2008 vor.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

4. Die von der Planung berührten Behörden und  sonstigen  Tragen öffentlicher Belange sind nach § 4 (1) BauGB 
    mit Schreiben vom ................ zur Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detailierungs-
    grad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB; aufgefordert worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

5. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Tragen  öffentlicher Belange sind  gem. § 4 (2) BauGB
    sowie die  Nachbargemeinden sind  gem. § 2 (2) BauGB   mit Schreiben vom ........................ zur Abgabe einer 
    Stellungnahme aufgefordert worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

6. Der Entwurf des  Bebauungsplanes  Nr.14A, bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A) und  dem Text (Teil B) 
    sowie die Begründung haben in der Zeit vom ........................ bis zum ....................... während der Dienststunden 
    nach § 3 Abs. 2 BauGB  öffentlich  ausgelegen. Die  öffentliche  Auslegung  ist  mit dem  Hinweis, dass Stellung-
    nahmen  während  der  Auslegungsfrist  von  jedermann  schriftlich  oder  zur  Niederschrift  vorgebracht werden  
    können und dass nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungs-
    plan unberücksichtigt bleiben können, dass ein Antrag  nach  § 47 der  Verwaltungsgerichtsordnung  unzulässig 
    ist, sowie  mit  ihm  Einwendungen geltend gemacht werden,  die vom  Antragsteller in  Rahmen  der  Auslegung  
    nicht oder verstätet geltend gemacht wurden, aber  hätten geltend  gemacht werden können, dass  bisher einge-
    gangene umweltrelevante Stellungnahmen  (inbesondere zu  naturschutzfachlichen,  wasserwirtschaftlichen und 
    immissionsschutzrechtlichen Belangen)  und  Erhebungen  (faunistische Erhebung)  sowie die Prüfung der FFH- 
    und SPA-Verträglichkeit des Vorhabens und eine  Eingriffs-/Ausgleichsbilanz mit  Darstellung  externer Kompen-
    sationsflächen mit ausgelegt werden, durch Veröffentlichung im Amtsblatt am ........................ ortsüblich bekannt-
    gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und  die  Nachbargemeinden wurden 
    benachrichtigt. 

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

7. Der  katastermäßige Bestand am ........................ wird  als richtig  dargestellt  bescheinigt. Hinsichtlich der lage-
    richtigen  Darstellung  der Grenzpunkte  gilt der Vorbehalt, dass eine  Prüfung  nur grob erfolgte, da die rechts-
    verbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : ................... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.
 
                               , den .....................                                                                             ..........................................
                                                                                                            (Stempel)                               Unterschrift
   

8. Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der berührten Behörden und 
    der sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden am ............................. geprüft. 
    Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

9. Der   Bebauungsplan  Nr.14A,  bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A)  und  dem Text (Teil B), wurde am 
    ......................... von der Gemeindevertretung als Satzung  beschlossen. Die Begründung  zum Bebauungsplan 
    Nr. 14A wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom ...................... gebilligt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

10. Die  Genehmigung  dieser  Bebauungsplansatzung,  bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
      (Teil B), wurde durch Verfügung des Landkreises Nordwestmecklenburg vom ......................... 
      Az.: ................................................  mit Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

11. Die Nebenbestimmungen  wurden  durch  den  satzungsändernden  Beschluss  der Gemeindevertretung  vom 
      .................... erfüllt, die Hinweise sind beachtet. Das wurde mit Verfügung des Landkreises Nordwestmecklen-
      burg vom ........................  Az.: ................................................. bestätigt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

12. Die  Bebauungsplansatzung  bestehend   aus   der  Planzeichnung  (Teil A)  und   dem  Text (Teil B)  wird  am 
      ...................... hiermit ausgefertigt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

13. Die Erteilung der Genehmigung der Satzung  über den  Bebauungsplan Nr. 14A  sowie die Stelle, bei  der der 
      Plan auf Dauer  während  der  Dienststunden von jedermann  eingesehen werden  kann und über deren Inhalt
      Auskunft zu erhalten ist, sind am ..................... im Amtsblatt ortsüblich bekanntgemacht worden. 
      In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
      von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeiten und 
      Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB) hingewiesen worden. 
      Die Satzung ist mit Ablauf des  ........................... in Kraft getreten.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister
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SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 14A DER GEMEINDE BAD KLEINEN
"FÜR DAS GEBIET GALLENTIN SÜD"

M 1 : 1.000

Es  gilt  die  Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung  vom  23. Januar 1990  (BGBI. I S. 132),  geändert  durch  Artikel  3
des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 1993 
(BGBI. I S. 466),  in  Anwendung  der  Planzeichenverordnung  (PlanzV)  vom 
18. Dezember 1990 (BGBI. I S. 58).

SATZUNG
Beitrittsbeschluss
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LEITUNGEN
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Verkehrsberuhigter Bereich
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Planzeichen Erläuterung Rechtsgrundlagen
Par. 9 (1) 1 BauGB

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
Par. 16 BauNVO
Par. 9 (1) 1 BauGB

BAUWEISE Par. 9 (1) 2 BauGB
Par. 22 u. 23 BauNVO

Sondergebiet (gem. § 10 BauNVO)
- Ferienhausgebiet

Sonstiges Sondergebiet (gem. § 11 BauNVO)
- Beherbergung und Infrastruktur
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I. FESTSETZUNGEN

Allgemeine Wohngebiete (gem. § 4 BauNVO)



HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSER
LEITUNGEN

GRÜNFLÄCHEN

FLÄCHEN FÜR WALD

Par. 9 (1) 15 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 18 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN SOWIE
BINDUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN,
UND STRÄUCHERN

Par. 9 (1) 25 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

SONSTIGE PLANZEICHEN

private Grünfläche

Parkanlage

Grünfläche

Flächen für Wald

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Anpflanzgebot für Bäume

und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen

Par. 9 (1) 25a BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 25b BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen
- Stellplätze/Müllbehältersammelplatz

II. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

Erhaltungsgebot für Bäume

unterirdische Leitung, vermutlicher Verlauf der Leitung
(SW - Schmutzwasser, RW - Regenwasser, 
TW - Trinkwasser, Gas - Gasleitung)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende
Flächen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Bebauungsplan Nr. 14A der Gemeinde Bad Kleinen

Par. 9 (1) 10 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 16 (5) BauNVO

Par. 9 (7) BauGB

Par. 9 (1) 21 BauGB
Par. 9 (6) BauGB
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II. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende
Flächen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Bebauungsplan Nr. 14A der Gemeinde Bad Kleinen
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Satzung über den

DN    = 30°max

DN 38°- 46°

Flurstücksgrenze, Flurstücksnummer

vorhandene Gebäude

vorhandener Zaun

vorhandene Böschung

künftig entfallende Darstellung, z.B. Gebäude

Sichtdreieck

SO-Gebiet nach laufender Nummer, z.B. Nr. 1

WA-Gebiet nach laufender Nummer, z.B. Nr. 1

in Aussicht genommene Grundstücksteilungen

SWC - Sanitäranlage/WC
APSt - Abwasserpumpwerk

Dachneigung zwischen 38° und 46°

maximale Dachneigung von 30°

Änderungen gemäß Beitrittsbeschluss nach lfd. Nr.
z.B.  B(M2/M3)B(M2/M3)



1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom ..................... .  Die ortsübliche 
    Bekanntmachung des  Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im Amtsblatt am ................... erfolgt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist durch Aushang vom ........................
    bis zum ..................... durchgeführt worden. Die  Bekanntmachung  ist  durch Veröffentlichung im Amtsblatt am 
    .............................. erfolgt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

3. Die für die Raumordnung und  Landesplanung  zuständige  Stelle  ist  mit  Schreiben  vom 27.11.2007 und vom 
    05.11.2008 beteiligt worden. Stellungnahmen liegen mit Scheiben vom 04.12.2007 und vom 21.11.2008 vor.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

4. Die von der Planung berührten Behörden und  sonstigen  Tragen öffentlicher Belange sind nach § 4 (1) BauGB 
    mit Schreiben vom ................ zur Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detailierungs-
    grad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB; aufgefordert worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

5. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Tragen  öffentlicher Belange sind  gem. § 4 (2) BauGB
    sowie die  Nachbargemeinden sind  gem. § 2 (2) BauGB   mit Schreiben vom ........................ zur Abgabe einer 
    Stellungnahme aufgefordert worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

6. Der Entwurf des  Bebauungsplanes  Nr.14A, bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A) und  dem Text (Teil B) 
    sowie die Begründung haben in der Zeit vom ........................ bis zum ....................... während der Dienststunden 
    nach § 3 Abs. 2 BauGB  öffentlich  ausgelegen. Die  öffentliche  Auslegung  ist  mit dem  Hinweis, dass Stellung-
    nahmen  während  der  Auslegungsfrist  von  jedermann  schriftlich  oder  zur  Niederschrift  vorgebracht werden  
    können und dass nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungs-
    plan unberücksichtigt bleiben können, dass ein Antrag  nach  § 47 der  Verwaltungsgerichtsordnung  unzulässig 
    ist, sowie  mit  ihm  Einwendungen geltend gemacht werden,  die vom  Antragsteller in  Rahmen  der  Auslegung  
    nicht oder verstätet geltend gemacht wurden, aber  hätten geltend  gemacht werden können, dass  bisher einge-
    gangene umweltrelevante Stellungnahmen  (inbesondere zu  naturschutzfachlichen,  wasserwirtschaftlichen und 
    immissionsschutzrechtlichen Belangen)  und  Erhebungen  (faunistische Erhebung)  sowie die Prüfung der FFH- 
    und SPA-Verträglichkeit des Vorhabens und eine  Eingriffs-/Ausgleichsbilanz mit  Darstellung  externer Kompen-
    sationsflächen mit ausgelegt werden, durch Veröffentlichung im Amtsblatt am ........................ ortsüblich bekannt-
    gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und  die  Nachbargemeinden wurden 
    benachrichtigt. 

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

7. Der  katastermäßige Bestand am ........................ wird  als richtig  dargestellt  bescheinigt. Hinsichtlich der lage-
    richtigen  Darstellung  der Grenzpunkte  gilt der Vorbehalt, dass eine  Prüfung  nur grob erfolgte, da die rechts-
    verbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : ................... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.
 
                               , den .....................                                                                             ..........................................
                                                                                                            (Stempel)                               Unterschrift
   

8. Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der berührten Behörden und 
    der sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden am ............................. geprüft. 
    Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

9. Der   Bebauungsplan  Nr.14A,  bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A)  und  dem Text (Teil B), wurde am 
    ......................... von der Gemeindevertretung als Satzung  beschlossen. Die Begründung  zum Bebauungsplan 
    Nr. 14A wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom ...................... gebilligt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

10. Die  Genehmigung  dieser  Bebauungsplansatzung,  bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
      (Teil B), wurde durch Verfügung des Landkreises Nordwestmecklenburg vom ......................... 
      Az.: ................................................  mit Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

11. Die Nebenbestimmungen  wurden  durch  den  satzungsändernden  Beschluss  der Gemeindevertretung  vom 
      .................... erfüllt, die Hinweise sind beachtet. Das wurde mit Verfügung des Landkreises Nordwestmecklen-
      burg vom ........................  Az.: ................................................. bestätigt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

12. Die  Bebauungsplansatzung  bestehend   aus   der  Planzeichnung  (Teil A)  und   dem  Text (Teil B)  wird  am 
      ...................... hiermit ausgefertigt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

13. Die Erteilung der Genehmigung der Satzung  über den  Bebauungsplan Nr. 14A  sowie die Stelle, bei  der der 
      Plan auf Dauer  während  der  Dienststunden von jedermann  eingesehen werden  kann und über deren Inhalt
      Auskunft zu erhalten ist, sind am ..................... im Amtsblatt ortsüblich bekanntgemacht worden. 
      In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
      von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeiten und 
      Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB) hingewiesen worden. 
      Die Satzung ist mit Ablauf des  ........................... in Kraft getreten.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister
 



PRÄAMBEL
SATZUNG DER GEMEINDE BAD KLEINEN ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 14A
"FÜR DAS GEBIET GALLENTIN SÜD"
GEMÄß § 10 BAUGB I. VERB. MIT § 86 LBAUO M-V
Aufgrund  des   § 10  des  Baugesetzbuches  (BauGB) in  der  Fassung  der  Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert  durch  Artikel 1 des  Gestzes vom 21.12.2006 (BGBI.  I S. 3316), sowie nach 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  23.01.1990 (BGBl. I S. 132),  
zuletzt geändert durch Art. 3 des Investionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I.
S. 466),  sowie  nach  der  Landesbauordnung  Mecklenburg - Vorpommern  (LBauO M-V)  in  der  Fassung der  
Bekanntmachung vom 18.04.2006 (GVOBI. I S. 102), zuletzt geändert  durch  Gesetz vom 10.07.2006 (GVOBI. 
M-V 2006, S. 539) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde  Bad Kleinen vom
......................... folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 14A "Für das Gebiet  Gallentin Süd", bestehend 
aus  der  Planzeichnung  (Teil A)  und  dem  Text  (Teil B), sowie die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften, 
erlassen.

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom ..................... .  Die ortsübliche 
    Bekanntmachung des  Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im Amtsblatt am ................... erfolgt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist durch Aushang vom ........................
    bis zum ..................... durchgeführt worden. Die  Bekanntmachung  ist  durch Veröffentlichung im Amtsblatt am 
    .............................. erfolgt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

3. Die für die Raumordnung und  Landesplanung  zuständige  Stelle  ist  mit  Schreiben  vom 27.11.2007 und vom 
    05.11.2008 beteiligt worden. Stellungnahmen liegen mit Scheiben vom 04.12.2007 und vom 21.11.2008 vor.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

4. Die von der Planung berührten Behörden und  sonstigen  Tragen öffentlicher Belange sind nach § 4 (1) BauGB 
    mit Schreiben vom ................ zur Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detailierungs-
    grad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB; aufgefordert worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

5. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Tragen  öffentlicher Belange sind  gem. § 4 (2) BauGB
    sowie die  Nachbargemeinden sind  gem. § 2 (2) BauGB   mit Schreiben vom ........................ zur Abgabe einer 
    Stellungnahme aufgefordert worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

6. Der Entwurf des  Bebauungsplanes  Nr.14A, bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A) und  dem Text (Teil B) 
    sowie die Begründung haben in der Zeit vom ........................ bis zum ....................... während der Dienststunden 
    nach § 3 Abs. 2 BauGB  öffentlich  ausgelegen. Die  öffentliche  Auslegung  ist  mit dem  Hinweis, dass Stellung-
    nahmen  während  der  Auslegungsfrist  von  jedermann  schriftlich  oder  zur  Niederschrift  vorgebracht werden  
    können und dass nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungs-
    plan unberücksichtigt bleiben können, dass ein Antrag  nach  § 47 der  Verwaltungsgerichtsordnung  unzulässig 
    ist, sowie  mit  ihm  Einwendungen geltend gemacht werden,  die vom  Antragsteller in  Rahmen  der  Auslegung  
    nicht oder verstätet geltend gemacht wurden, aber  hätten geltend  gemacht werden können, dass  bisher einge-
    gangene umweltrelevante Stellungnahmen  (inbesondere zu  naturschutzfachlichen,  wasserwirtschaftlichen und 
    immissionsschutzrechtlichen Belangen)  und  Erhebungen  (faunistische Erhebung)  sowie die Prüfung der FFH- 
    und SPA-Verträglichkeit des Vorhabens und eine  Eingriffs-/Ausgleichsbilanz mit  Darstellung  externer Kompen-
    sationsflächen mit ausgelegt werden, durch Veröffentlichung im Amtsblatt am ........................ ortsüblich bekannt-
    gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und  die  Nachbargemeinden wurden 
    benachrichtigt. 

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

7. Der  katastermäßige Bestand am ........................ wird  als richtig  dargestellt  bescheinigt. Hinsichtlich der lage-
    richtigen  Darstellung  der Grenzpunkte  gilt der Vorbehalt, dass eine  Prüfung  nur grob erfolgte, da die rechts-
    verbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : ................... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.
 
                               , den .....................                                                                             ..........................................
                                                                                                            (Stempel)                               Unterschrift
   

8. Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der berührten Behörden und 
    der sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden am ............................. geprüft. 
    Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

9. Der   Bebauungsplan  Nr.14A,  bestehend  aus  der  Planzeichnung  (Teil A)  und  dem Text (Teil B), wurde am 
    ......................... von der Gemeindevertretung als Satzung  beschlossen. Die Begründung  zum Bebauungsplan 
    Nr. 14A wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom ...................... gebilligt.

    Bad Kleinen, den .....................                                                                                     ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

10. Die  Genehmigung  dieser  Bebauungsplansatzung,  bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
      (Teil B), wurde durch Verfügung des Landkreises Nordwestmecklenburg vom ......................... 
      Az.: ................................................  mit Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

11. Die Nebenbestimmungen  wurden  durch  den  satzungsändernden  Beschluss  der Gemeindevertretung  vom 
      .................... erfüllt, die Hinweise sind beachtet. Das wurde mit Verfügung des Landkreises Nordwestmecklen-
      burg vom ........................  Az.: ................................................. bestätigt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

12. Die  Bebauungsplansatzung  bestehend   aus   der  Planzeichnung  (Teil A)  und   dem  Text (Teil B)  wird  am 
      ...................... hiermit ausgefertigt.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister

13. Die Erteilung der Genehmigung der Satzung  über den  Bebauungsplan Nr. 14A  sowie die Stelle, bei  der der 
      Plan auf Dauer  während  der  Dienststunden von jedermann  eingesehen werden  kann und über deren Inhalt
      Auskunft zu erhalten ist, sind am ..................... im Amtsblatt ortsüblich bekanntgemacht worden. 
      In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
      von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeiten und 
      Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BauGB) hingewiesen worden. 
      Die Satzung ist mit Ablauf des  ........................... in Kraft getreten.

      Bad Kleinen, den .....................                                                                                   ..........................................
                                                            (Siegel)                                                                              , Bürgermeister
 



A1.3

A1.1

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
FÜR DEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 14A DER GEMEINDE BAD KLEINEN FÜR DAS GEBIET "GALLENTIN SÜD"
                                           
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (§ 4 BauNVO)

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Nr. 4, Gartenbaubetriebe, und 
Nr. 5, Tankstellen sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO für die Allgemeinen Wohngebiete nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und 
somit unzulässig.  

1.2 SONDERGEBIET - FERIENHAUSGEBIET (§ 10 Abs. 4 BauNVO)

Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO-FH) sind nach § 10 Abs. 4 BauNVO zulässig:
 - Ferienhäuser und Ferienwohnungen, die aufgrund ihrer Lage, Größe, Ausstattung, Erschließung und Versorgung für den 
   Erholungsaufenthalt geeignet und dazu bestimmt sind, überwiegend und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur 
   Erholung dienen
 - Untergeordnete Einrichtungen der touristischen Infrastruktur (Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes, wie Rezeption, Kiosk, 
   Bistro, Café, und für sportliche Zwecke, wie Fitnessraum) zulässig. 

Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO-FH) sind nach § 10 Abs. 4 BauNVO nur ausnahmsweise zulässig:
 - Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen und nur soweit sie der Betreuung abgeschlossener Einheiten 
   dienen und der Zahl der zu betreuenden Ferienhäuser bzw. Ferienwohnungen jeweils deutlich untergeordnet sind. 

Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO-FH) sind nach § 10 Abs. 4 BauNVO unzulässig:
 - Wohnungen im Sinne einer allgemeinen Wohnnutzung.

1.3 SONSTIGES SONDERGEBIET - BEHERBERGUNG UND INFRASTRUKTUR  (§ 11 Abs. 2 BauNVO)

Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) ist die Errichtung und Nutzung von Ein-
richtungen der Beherbergung und touristische Infrastruktur sowie entsprechender Nebenanlagen zulässig. Innerhalb der sonstigen 
Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) sind zulässig:" Ferienwohnungen, 
 - Beherbergungsbetriebe, 
 - Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 
 - Anlagen für gesundheitliche Zwecke (wie Sauna),
 - Anlagen für sportliche Zwecke (wie Fitnessräume) sowie
 - Anlagen für Verwaltungen. 

Die Verkaufsraumfläche von Läden darf eine Gesamtgröße von 200 m² nicht überschreiten. 

Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) sind ausnahmsweise zulässig:
 - Einzelne Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sind ausnahmsweise zulässig, soweit sie der Betreuung
   abgeschlossener Einheiten dienen. 

Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) sind unzulässig.
 - Wohnungen im Sinne einer allgemeinen Wohnnutzung,
 - Vergnügungsstätten.

2. BAUWEISE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Für die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist sämtlich die offene Bauweise zulässig. Innerhalb der Sondergebiete 
(gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO) und innerhalb der Sonstigen Sondergebiete (gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO) sind nur Einzelhäuser 
zulässig. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (gemäß § 4 BauNVO) sind Einzel- und/ oder Doppelhäuser zulässig. 

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Überschreitungen der Baugrenzen durch Hauptgebäude sind unzulässig. Ausnahmsweise sind Überschreitungen der Baugrenzen 
für untergeordnete Bauteile, wie Erker oder betonte Eingangsbereiche gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bis zu einer Tiefe von 2,00 m 
und einem Drittel der Gesamtbreite der betroffenen Gebäudeseite zulässig.

Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind innerhalb des Waldabstandes nur folgende bauliche Anlagen zulässig:
 - Nebenanlagen für die Aufbewahrung von Gartengeräten in einer Größe bis maximal 8 m³ Volumen,
 - Einfache Gewächshäuser,
 - Nebenanlagen für Hobbytierhaltung (Hundezwinger, sonstige Kleintierhaltung),
 - Terrassen, sofern sie untergeordnet sind und keine Abstandsflächen auslösen.

4. ZAHL DER WOHNUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen wird innerhalb der Sondergebiete (gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO) und innerhalb der 
Sonstigen Sondergebiete (gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO) je Einzelhaus mit je einer Wohneinheit festgesetzt. Innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA1 bis WA3, WA5 (gemäß § 4 BauNVO) sind je Einzelhaus maximal zwei Wohneinheiten und je 
Doppelhaushälfte maximal eine Wohneinheit zulässig. Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA4 (gemäß § 4 BauNVO) 
sind maximal sechs Wohneinheiten zulässig. 

Innerhalb der Gebiete SO1 bis SO5 sind maximal drei Wohnungen für Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschafts-
personen zulässig.

5. HÖHENLAGE (§ 9 Abs. 2 BauGB)

Die konstruktive Sockelhöhe - in Höhe Erdgeschoßrohfußboden - darf maximal 0,30 m über dem Bezugspunkt liegen. Das Maß 
der Sockelhöhe bezieht sich auf den vertikalen Abstand zwischen der Oberkante des Erdgeschossrohfußbodens und dem Bezugs-
punkt. In allen Baugebieten darf der Erdgeschoßrohfußboden jedoch auch nicht unter dem Bezugspunkt liegen. 
Als Bezugspunkt gilt die mittlere Höhe des anstehenden Geländes, des für die Überbauung festgesetzten Grundstücksteils 
(gemäß natürlichem Gelände in der Kartengrundlage des Bebauungsplanes). Als Traufhöhe wird die Höhe der äußeren Schnittkante 
der Außenwand des aufgehenden Mauerwerks mit der Dachaußenhaut bezeichnet. Unter Firsthöhe ist die Höhe der oberen Dach-
begrenzungskante, also der äußere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel, zu verstehen. Maßgebend ist das eingedeckte Dach.

6. NEBENANLAGEN, GARAGEN UND STELLPLÄTZE (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb sämtlicher SO-Gebiete - außer eine gebäudebezogene Terrasse 
und ein grundstücksbezogener Stellplatz - außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig. Garagen und überdachte 
Stellplätze sind innerhalb sämtlicher SO-Gebiete gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO unzulässig.Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 
BauNVO sowie Garagen sind in sämtlichen WA-Gebieten auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Nebenanlagen und Garagen dürfen über die straßenseitige Baukante des Hauptgebäudes nicht hervortreten.

7. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN  (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Sichtflächen (S) sind Sichtbehinderungen mit einer Höhe von mehr als 0,70 m über 
der Fahrbahnhöhe unzulässig. Zulässig sind einzelne hochstämmige Bäume mit einer Kronenansatzhöhe über 2,50 m. Bei kleinen 
Sichtflächen entfällt die Randsignatur.

Innerhalb des Gebietes WA2 innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Flächen, Flächen innerhalb eines Abstandsbereiches 
von 10 m zur Böschungsoberkante (BK), sind sämtliche hochbauliche Anlagen unzulässig. 

 
II. FESTSETZUNGEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN (§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V)

1. Im gesamten Planbereich sind nur symmetrische Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer für die Hauptgebäude zulässig. 

2. Die Dacheindeckungen sind in den Farben rot, braun oder anthrazit zulässig.

3. Die Gesamtbreite aller Gauben darf 25 % der jeweiligen Trauflänge nicht überschreiten. Zu den Ortgängen ist ein Mindestab-
stand von 1,50 m einzuhalten. Unterschiedliche Formen von Gauben auf einer Dachfläche sind unzulässig.

4. Liegende Dachfenster sind nur auf den der öffentlichen Straße abgewandten Gebäudeseite zulässig. 

5. Glasbausteine dürfen an Außenwänden, die zur öffentlichen bzw. privaten Straße/ Erschließungsfläche gerichtet sind, nicht 
verwendet werden.

6. Fenster und Türen sind außer in Holz auch in farbig beschichtetem Metall oder Kunststoff zulässig. Eloxierungen und Metallic-
Effekte sind unzulässig.

7. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeträger dürfen die Gliederung einer Fassade nicht über-
schneiden und Fenster bzw. andere Details nicht verdecken. Werbeanlagen sind an Gebäuden in Form von Schildern in einer 
Größe von maximal 0,30 x 0,60 m² erlaubt, sofern Zusammenhang mit der Grundstücksnutzung besteht. Freistehende Werbe-
anlagen in einer maximalen Größe von 2,00 m² sind nur als Informations- bzw. Orientierungstafel zulässig.

8. Einfriedungen sind zum öffentlichen Bereich bzw. zu sonstigen Erschließungsflächen hin als Hecke mit einer maximalen Höhe 
von 1,20 m, bezogen auf die Fahrbahnhöhe der zugehörigen Erschließungsfläche, zulässig.

9. Als Befestigungsarten für die verkehrsberuhigten Bereiche, die Stellplätze und die Gehwege sind kleinteilige Baustoffe, wie 
Natursteinpflaster, Betonpflaster oder Pflasterklinker zu verwenden. Zulässig ist auch die Herstellung  wassergebundener Decken.

10. Innerhalb der SO-Gebiete ist je Unterkunft/ Wohnung mindestens ein PKW-Stellplatz zu errichten.

11.Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück unterzubringen. Die innerhalb des 
Bebauungsplangebietes festgesetzten Standorte für Abfallbehälter sind gärtnerisch einzubinden.

12. Das Anbringen von Satellitenantennen an Bäumen ist unzulässig.  

13. Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen unter II. verstößt, handelt rechtswidrig im Sinne des 
§ 84 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern und kann mit Bußgeld geahndet werden. 



I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
FÜR DEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 14A DER GEMEINDE BAD KLEINEN FÜR DAS GEBIET "GALLENTIN SÜD"
                                           
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (§ 4 BauNVO)

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Nr. 4, Gartenbaubetriebe, und 
Nr. 5, Tankstellen sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO für die Allgemeinen Wohngebiete nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und 
somit unzulässig.  

1.2 SONDERGEBIET - FERIENHAUSGEBIET (§ 10 Abs. 4 BauNVO)

Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO-FH) sind nach § 10 Abs. 4 BauNVO zulässig:
 - Ferienhäuser und Ferienwohnungen, die aufgrund ihrer Lage, Größe, Ausstattung, Erschließung und Versorgung für den 
   Erholungsaufenthalt geeignet und dazu bestimmt sind, überwiegend und auf Dauer einem wechselnden Personenkreis zur 
   Erholung dienen
 - Untergeordnete Einrichtungen der touristischen Infrastruktur (Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes, wie Rezeption, Kiosk, 
   Bistro, Café, und für sportliche Zwecke, wie Fitnessraum) zulässig. 

Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO-FH) sind nach § 10 Abs. 4 BauNVO nur ausnahmsweise zulässig:
 - Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen und nur soweit sie der Betreuung abgeschlossener Einheiten 
   dienen und der Zahl der zu betreuenden Ferienhäuser bzw. Ferienwohnungen jeweils deutlich untergeordnet sind. 

Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO-FH) sind nach § 10 Abs. 4 BauNVO unzulässig:
 - Wohnungen im Sinne einer allgemeinen Wohnnutzung.

1.3 SONSTIGES SONDERGEBIET - BEHERBERGUNG UND INFRASTRUKTUR  (§ 11 Abs. 2 BauNVO)

Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) ist die Errichtung und Nutzung von Ein-
richtungen der Beherbergung und touristische Infrastruktur sowie entsprechender Nebenanlagen zulässig. Innerhalb der sonstigen 
Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) sind zulässig:" Ferienwohnungen, 
 - Beherbergungsbetriebe, 
 - Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 
 - Anlagen für gesundheitliche Zwecke (wie Sauna),
 - Anlagen für sportliche Zwecke (wie Fitnessräume) sowie
 - Anlagen für Verwaltungen. 

Die Verkaufsraumfläche von Läden darf eine Gesamtgröße von 200 m² nicht überschreiten. 

Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) sind ausnahmsweise zulässig:
 - Einzelne Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sind ausnahmsweise zulässig, soweit sie der Betreuung
   abgeschlossener Einheiten dienen. 

Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO-B+I) sind unzulässig.
 - Wohnungen im Sinne einer allgemeinen Wohnnutzung,
 - Vergnügungsstätten.

2. BAUWEISE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Für die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist sämtlich die offene Bauweise zulässig. Innerhalb der Sondergebiete 
(gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO) und innerhalb der Sonstigen Sondergebiete (gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO) sind nur Einzelhäuser 
zulässig. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (gemäß § 4 BauNVO) sind Einzel- und/ oder Doppelhäuser zulässig. 

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Überschreitungen der Baugrenzen durch Hauptgebäude sind unzulässig. Ausnahmsweise sind Überschreitungen der Baugrenzen 
für untergeordnete Bauteile, wie Erker oder betonte Eingangsbereiche gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bis zu einer Tiefe von 2,00 m 
und einem Drittel der Gesamtbreite der betroffenen Gebäudeseite zulässig.

Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind innerhalb des Waldabstandes nur folgende bauliche Anlagen zulässig:
 - Nebenanlagen für die Aufbewahrung von Gartengeräten in einer Größe bis maximal 8 m³ Volumen,
 - Einfache Gewächshäuser,
 - Nebenanlagen für Hobbytierhaltung (Hundezwinger, sonstige Kleintierhaltung),
 - Terrassen, sofern sie untergeordnet sind und keine Abstandsflächen auslösen.

4. ZAHL DER WOHNUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen wird innerhalb der Sondergebiete (gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO) und innerhalb der 
Sonstigen Sondergebiete (gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO) je Einzelhaus mit je einer Wohneinheit festgesetzt. Innerhalb der 
Allgemeinen Wohngebiete WA1 bis WA3, WA5 (gemäß § 4 BauNVO) sind je Einzelhaus maximal zwei Wohneinheiten und je 
Doppelhaushälfte maximal eine Wohneinheit zulässig. Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA4 (gemäß § 4 BauNVO) 
sind maximal sechs Wohneinheiten zulässig. 

Innerhalb der Gebiete SO1 bis SO5 sind maximal drei Wohnungen für Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschafts-
personen zulässig.

5. HÖHENLAGE (§ 9 Abs. 2 BauGB)

Die konstruktive Sockelhöhe - in Höhe Erdgeschoßrohfußboden - darf maximal 0,30 m über dem Bezugspunkt liegen. Das Maß 
der Sockelhöhe bezieht sich auf den vertikalen Abstand zwischen der Oberkante des Erdgeschossrohfußbodens und dem Bezugs-
punkt. In allen Baugebieten darf der Erdgeschoßrohfußboden jedoch auch nicht unter dem Bezugspunkt liegen. 
Als Bezugspunkt gilt die mittlere Höhe des anstehenden Geländes, des für die Überbauung festgesetzten Grundstücksteils 
(gemäß natürlichem Gelände in der Kartengrundlage des Bebauungsplanes). Als Traufhöhe wird die Höhe der äußeren Schnittkante 
der Außenwand des aufgehenden Mauerwerks mit der Dachaußenhaut bezeichnet. Unter Firsthöhe ist die Höhe der oberen Dach-
begrenzungskante, also der äußere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel, zu verstehen. Maßgebend ist das eingedeckte Dach.

6. NEBENANLAGEN, GARAGEN UND STELLPLÄTZE (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb sämtlicher SO-Gebiete - außer eine gebäudebezogene Terrasse 
und ein grundstücksbezogener Stellplatz - außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig. Garagen und überdachte 
Stellplätze sind innerhalb sämtlicher SO-Gebiete gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO unzulässig.Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 
BauNVO sowie Garagen sind in sämtlichen WA-Gebieten auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Nebenanlagen und Garagen dürfen über die straßenseitige Baukante des Hauptgebäudes nicht hervortreten.

7. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN  (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Sichtflächen (S) sind Sichtbehinderungen mit einer Höhe von mehr als 0,70 m über 
der Fahrbahnhöhe unzulässig. Zulässig sind einzelne hochstämmige Bäume mit einer Kronenansatzhöhe über 2,50 m. Bei kleinen 
Sichtflächen entfällt die Randsignatur.

Innerhalb des Gebietes WA2 innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Flächen, Flächen innerhalb eines Abstandsbereiches 
von 10 m zur Böschungsoberkante (BK), sind sämtliche hochbauliche Anlagen unzulässig. 

 
II. FESTSETZUNGEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN (§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V)

1. Im gesamten Planbereich sind nur symmetrische Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer für die Hauptgebäude zulässig. 

2. Die Dacheindeckungen sind in den Farben rot, braun oder anthrazit zulässig.

3. Die Gesamtbreite aller Gauben darf 25 % der jeweiligen Trauflänge nicht überschreiten. Zu den Ortgängen ist ein Mindestab-
stand von 1,50 m einzuhalten. Unterschiedliche Formen von Gauben auf einer Dachfläche sind unzulässig.

4. Liegende Dachfenster sind nur auf den der öffentlichen Straße abgewandten Gebäudeseite zulässig. 

5. Glasbausteine dürfen an Außenwänden, die zur öffentlichen bzw. privaten Straße/ Erschließungsfläche gerichtet sind, nicht 
verwendet werden.

6. Fenster und Türen sind außer in Holz auch in farbig beschichtetem Metall oder Kunststoff zulässig. Eloxierungen und Metallic-
Effekte sind unzulässig.

7. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeträger dürfen die Gliederung einer Fassade nicht über-
schneiden und Fenster bzw. andere Details nicht verdecken. Werbeanlagen sind an Gebäuden in Form von Schildern in einer 
Größe von maximal 0,30 x 0,60 m² erlaubt, sofern Zusammenhang mit der Grundstücksnutzung besteht. Freistehende Werbe-
anlagen in einer maximalen Größe von 2,00 m² sind nur als Informations- bzw. Orientierungstafel zulässig.

8. Einfriedungen sind zum öffentlichen Bereich bzw. zu sonstigen Erschließungsflächen hin als Hecke mit einer maximalen Höhe 
von 1,20 m, bezogen auf die Fahrbahnhöhe der zugehörigen Erschließungsfläche, zulässig.

9. Als Befestigungsarten für die verkehrsberuhigten Bereiche, die Stellplätze und die Gehwege sind kleinteilige Baustoffe, wie 
Natursteinpflaster, Betonpflaster oder Pflasterklinker zu verwenden. Zulässig ist auch die Herstellung  wassergebundener Decken.

10. Innerhalb der SO-Gebiete ist je Unterkunft/ Wohnung mindestens ein PKW-Stellplatz zu errichten.

11.Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück unterzubringen. Die innerhalb des 
Bebauungsplangebietes festgesetzten Standorte für Abfallbehälter sind gärtnerisch einzubinden.

12. Das Anbringen von Satellitenantennen an Bäumen ist unzulässig.  

13. Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen unter II. verstößt, handelt rechtswidrig im Sinne des 
§ 84 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern und kann mit Bußgeld geahndet werden. 

A1.2

III. GRÜNFLÄCHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN UND MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND 
ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT, ANPFLANZUNGS-  UND ERHALTUNGSGEBOTE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 8a BNatSchG)

1. FESTSETZUNGEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND BINDUNGEN FÜR DEREN ERHALTUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

1.1 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind in einem Pflanz- und Reihenabstand von 1,00 m mit heimischen 
und standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen und dauernd zu erhalten. Bäume 1. Ordnung sind als Hochstamm, 3xv., Stamm-
umfang 16-18 cm zu verwenden. Bäume 2. Ordnung sind als Heister, 2 x v., Höhe 175/ 200 cm zu verwenden.
Sträucher sind 2 x v., Höhe 125/ 150 cm zu verwenden.

1.2 Innerhalb des Plangebietes sind 6 Einzelbaumpflanzungen als Ausgleich für die Abnahme von nach § 26a geschützten 
Einzelbäumen durchzuführen. Die Anpflanzungen sind gemäß der Festsetzungen unter III.1.1 durchzuführen, dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang zu ersetzen.

1.3 Für Bäume 1.Ordnung innerhalb versiegelter Flächen ist eine mindestens 12 m² große Baumscheibe vorzusehen.

1.4 Auf den Flächen des Straßenbegleitgrüns ist eine Bepflanzung mit niedrigen Gehölzen vorzunehmen oder Landschaftsrasen 
mit mindestens 20 % Kräutersamen anzusäen. Vorhandene Gehölze, Baumgruppen und Einzelbäume, sind dauerhaft zu erhalten 
und bei  Abgang durch heimische Laubbäume zu ersetzen.

1.5 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Gehölzflächen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und 
zu pflegen. Gehölzausfälle sind umgebungstypisch nachzupflanzen.

1.6 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Einzelbäume sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und 
bei Ausfällen durch heimische standortgerechte Baumarten zu ersetzen. 

1.7 Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zu erhaltenden Einzelbäume sind innerhalb des Wurzelschutzbereiches Neben-
anlagen und Garagen unzulässig. Der Wurzelbereich definiert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 m.

1.8 Für die Pflanzung von Gehölzen (III.1.1 - III.1.6) ist auf nachfolgende Gehölzliste zurückzugreifen:

Bäume:          Stiel-Eiche (Quercus robur)
                       Esche (Fraxinus excelsior)
                       Hainbuche (Carpinus betulus)
                       Winter-Linde (Tilia cordata)
                       Feld-Ahorn (Acer campestre)
                       Hänge-Birke (Betula pendula)

Sträucher:      Schlehe (Prunus spinosa)
                       Hasel (Corylus avellana)
                       Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
                       Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata)
                       Hunds-Rose (Rosa canina)
                       Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)
                       Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica)
                       Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

1.9 Gestalterische Gehölzpflanzungen mit einer gleichzeitigen Sichtschutzfunktion sind vorzugsweise im Bereich der Terrassen 
an den Ferienhäusern einzuordnen. Die Gehölzauswahl ist nicht an standortheimische Arten gemäß III.1.8 gebunden.

2.  GRÜNFLÄCHEN  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB )

2.1Die als private Grünfläche festgesetzte Parkanlage ist gärtnerisch zu gestalten, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Dazu
sind Anpflanzungen von Bäumen, Obstbäumen und Sträuchern vorzunehmen. Im Parkbereich können neben standortgerechten 
heimischen Gehölzen auch repräsentative Ziergehölze verwendet werden.
 

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

1. BODENDENKMAL IM PLANGEBIET

Im südlichen Bereich des Plangebietes, innerhalb der festgesetzten Grünfläche östlich des Gebietes WA2, ist gemäß Stellung-
nahme des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege ein Bodendenkmal, in der Planzeichnung mit "BD" gekennzeichnet, 
bekannt. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes hat eine Besichtigung der örtlichen Situation zur Beurteilung des Boden-
denkmals mit dem zuständigen Landesamt für Kultur und Denkmalpflege stattgefunden. Aufgrund der örtlichen Situation wird da
s Bodendenkmal durch das Landesamt in die Kategorie der Bodendenkmale eingeordnet, deren Veränderung oder Beseitigung
nach § 7 Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg -Vorpommern (DSchG M-V, GVOBl. M-V 1998, S. 12, zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Juli 2006, GVOBl. M-V S. 576) genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erd-
arbeiten eine fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen 
anfallenden Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die in Aussicht genommenen Maß-
nahmen zur Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V rechtzeitig 
schriftlich oder telefonisch, vier Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Baugenehmigungen sind 
an die Einhaltung dieser Bedingungen gebunden. Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen ist bei 
den genannten Behörden zu erhalten. Abstimmungen zur Vorgehensweise mit Bodendenkmalen sind rechtzeitig zu führen, so 
dass eine ordnungsgemäße Bebauung erfolgen kann.Im östlichen Teil des Plangebietes wurde gemäß Stellungnahme des Landes-
amtes für Bodendenkmalpflege, heute Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, aus dem früheren Verfahren ein Bodendenkmal 
gekennzeichnet. Dieses Bodendenkmal wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung so nicht bestätigt, daher ist eine Darstellung 
nichtmehr erforderlich. 

2. VERHALTEN BEI BODENDENKMALFUNDEN

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß § 11 Gesetz zum Schutz 
und zur Pflege der Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz - DSchG M-V) unverzüglich die zu-
ständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern 
des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 
sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, kann jedoch für eine fachgerechte Untersuchung im 
Rahmen des Zumutbaren verlängert werden.Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen ist bei den 
genannten Behörden zu erhalten. Abstimmungen zur Vorgehensweise mit Bodendenkmalen sind rechtzeitig zu führen, so dass 
eine ordnungsgemäße Bebauung erfolgen kann.

3. ANZEIGE DES BAUBEGINNS BEI ERDARBEITEN

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich 
mitzuteilen, um zu gewährleisten, daß Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erd-
arbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich 
bergen und dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 DSchG M-V).

4. VERHALTEN BEI UNNATÜRLICHEN VERFÄRBUNGEN bzw. GERÜCHEN DES BODENS

Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist der 
Grundstücksbesitzer als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet und der 
Fachdienst Umwelt des Landkreises Nordwestmecklenburg, Sachgebiet Altlasten/ Immissionsschutz ist unverzüglich nach 
Bekannt werden zu informieren. Grundstücksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubs oder Bauabfalls nach §§ 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG) verpflichtet. Sie unterliegen 
damit gleichzeitig der Anzeigepflicht.         



III. GRÜNFLÄCHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN UND MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND 
ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT, ANPFLANZUNGS-  UND ERHALTUNGSGEBOTE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 8a BNatSchG)

1. FESTSETZUNGEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND BINDUNGEN FÜR DEREN ERHALTUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

1.1 Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind in einem Pflanz- und Reihenabstand von 1,00 m mit heimischen 
und standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen und dauernd zu erhalten. Bäume 1. Ordnung sind als Hochstamm, 3xv., Stamm-
umfang 16-18 cm zu verwenden. Bäume 2. Ordnung sind als Heister, 2 x v., Höhe 175/ 200 cm zu verwenden.
Sträucher sind 2 x v., Höhe 125/ 150 cm zu verwenden.

1.2 Innerhalb des Plangebietes sind 6 Einzelbaumpflanzungen als Ausgleich für die Abnahme von nach § 26a geschützten 
Einzelbäumen durchzuführen. Die Anpflanzungen sind gemäß der Festsetzungen unter III.1.1 durchzuführen, dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang zu ersetzen.

1.3 Für Bäume 1.Ordnung innerhalb versiegelter Flächen ist eine mindestens 12 m² große Baumscheibe vorzusehen.

1.4 Auf den Flächen des Straßenbegleitgrüns ist eine Bepflanzung mit niedrigen Gehölzen vorzunehmen oder Landschaftsrasen 
mit mindestens 20 % Kräutersamen anzusäen. Vorhandene Gehölze, Baumgruppen und Einzelbäume, sind dauerhaft zu erhalten 
und bei  Abgang durch heimische Laubbäume zu ersetzen.

1.5 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Gehölzflächen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und 
zu pflegen. Gehölzausfälle sind umgebungstypisch nachzupflanzen.

1.6 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Einzelbäume sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und 
bei Ausfällen durch heimische standortgerechte Baumarten zu ersetzen. 

1.7 Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zu erhaltenden Einzelbäume sind innerhalb des Wurzelschutzbereiches Neben-
anlagen und Garagen unzulässig. Der Wurzelbereich definiert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 m.

1.8 Für die Pflanzung von Gehölzen (III.1.1 - III.1.6) ist auf nachfolgende Gehölzliste zurückzugreifen:

Bäume:          Stiel-Eiche (Quercus robur)
                       Esche (Fraxinus excelsior)
                       Hainbuche (Carpinus betulus)
                       Winter-Linde (Tilia cordata)
                       Feld-Ahorn (Acer campestre)
                       Hänge-Birke (Betula pendula)

Sträucher:      Schlehe (Prunus spinosa)
                       Hasel (Corylus avellana)
                       Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
                       Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata)
                       Hunds-Rose (Rosa canina)
                       Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)
                       Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica)
                       Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

1.9 Gestalterische Gehölzpflanzungen mit einer gleichzeitigen Sichtschutzfunktion sind vorzugsweise im Bereich der Terrassen 
an den Ferienhäusern einzuordnen. Die Gehölzauswahl ist nicht an standortheimische Arten gemäß III.1.8 gebunden.

2.  GRÜNFLÄCHEN  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB )

2.1Die als private Grünfläche festgesetzte Parkanlage ist gärtnerisch zu gestalten, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Dazu
sind Anpflanzungen von Bäumen, Obstbäumen und Sträuchern vorzunehmen. Im Parkbereich können neben standortgerechten 
heimischen Gehölzen auch repräsentative Ziergehölze verwendet werden.
 

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

1. BODENDENKMAL IM PLANGEBIET

Im südlichen Bereich des Plangebietes, innerhalb der festgesetzten Grünfläche östlich des Gebietes WA2, ist gemäß Stellung-
nahme des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege ein Bodendenkmal, in der Planzeichnung mit "BD" gekennzeichnet, 
bekannt. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes hat eine Besichtigung der örtlichen Situation zur Beurteilung des Boden-
denkmals mit dem zuständigen Landesamt für Kultur und Denkmalpflege stattgefunden. Aufgrund der örtlichen Situation wird da
s Bodendenkmal durch das Landesamt in die Kategorie der Bodendenkmale eingeordnet, deren Veränderung oder Beseitigung
nach § 7 Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg -Vorpommern (DSchG M-V, GVOBl. M-V 1998, S. 12, zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Juli 2006, GVOBl. M-V S. 576) genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erd-
arbeiten eine fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen 
anfallenden Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die in Aussicht genommenen Maß-
nahmen zur Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V rechtzeitig 
schriftlich oder telefonisch, vier Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Baugenehmigungen sind 
an die Einhaltung dieser Bedingungen gebunden. Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen ist bei 
den genannten Behörden zu erhalten. Abstimmungen zur Vorgehensweise mit Bodendenkmalen sind rechtzeitig zu führen, so 
dass eine ordnungsgemäße Bebauung erfolgen kann.Im östlichen Teil des Plangebietes wurde gemäß Stellungnahme des Landes-
amtes für Bodendenkmalpflege, heute Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, aus dem früheren Verfahren ein Bodendenkmal 
gekennzeichnet. Dieses Bodendenkmal wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung so nicht bestätigt, daher ist eine Darstellung 
nichtmehr erforderlich. 

2. VERHALTEN BEI BODENDENKMALFUNDEN

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß § 11 Gesetz zum Schutz 
und zur Pflege der Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz - DSchG M-V) unverzüglich die zu-
ständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern 
des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich 
sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, kann jedoch für eine fachgerechte Untersuchung im 
Rahmen des Zumutbaren verlängert werden.Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen ist bei den 
genannten Behörden zu erhalten. Abstimmungen zur Vorgehensweise mit Bodendenkmalen sind rechtzeitig zu führen, so dass 
eine ordnungsgemäße Bebauung erfolgen kann.

3. ANZEIGE DES BAUBEGINNS BEI ERDARBEITEN

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich 
mitzuteilen, um zu gewährleisten, daß Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den Erd-
arbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich 
bergen und dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 DSchG M-V).

4. VERHALTEN BEI UNNATÜRLICHEN VERFÄRBUNGEN bzw. GERÜCHEN DES BODENS

Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist der 
Grundstücksbesitzer als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet und der 
Fachdienst Umwelt des Landkreises Nordwestmecklenburg, Sachgebiet Altlasten/ Immissionsschutz ist unverzüglich nach 
Bekannt werden zu informieren. Grundstücksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubs oder Bauabfalls nach §§ 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG) verpflichtet. Sie unterliegen 
damit gleichzeitig der Anzeigepflicht.         



III. GRÜNFLÄCHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN UND MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND 
ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT, ANPFLANZUNGS-  UND ERHALTUNGSGEBOTE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 8a BNatSchG)
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
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1.9 Gestalterische Gehölzpflanzungen mit einer gleichzeitigen Sichtschutzfunktion sind vorzugsweise im Bereich der Terrassen 
an den Ferienhäusern einzuordnen. Die Gehölzauswahl ist nicht an standortheimische Arten gemäß III.1.8 gebunden.
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Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist der 
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Bodenaushubs oder Bauabfalls nach §§ 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG) verpflichtet. Sie unterliegen 
damit gleichzeitig der Anzeigepflicht.         

5. MUNITIONSFUNDE

Der Munitionsbergungsdienst (MBD) hat in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass für das Plangebiet keine Hinweise auf mögliche 
Kampfmittel vorliegen. Nach bisherigen Erfahrungen ist es jedoch nicht auszuschließen, dass auch in einem für den MBD als 
nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde auftreten können. Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit ent-
sprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der 
Munitionsbergungsdienst ist zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehörde hinzuzuziehen.Wer Kampf-
mittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger Mittel erhält, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung ver-
pflichtet, dies unverzüglich den örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen.

6. GEWÄSSERSCHUTZSTREIFEN

Teile des Plangebietes befinden sich innerhalb des 100 m breiten Gewässerschutzstreifens des Schweriner Sees. Ein Ausnahme-
antrag zur Unterschreitung des Gewässerschutzstreifens gemäß § 19 Abs. 3 LNatG M-V wurde durch die Gemeinde Bad Kleinen 
mit Schreiben vom 26.01.2009 gestellt. 
Die Ausnahmegenehmigung zur Unterschreitung des Gewässerschutzstreifens wurde durch die untere Naturschutzbehörde mit 
Bescheid vom 10.02.2009 erteilt.

7. SCHUTZGEBIETE IM SINNE DES NATURSCHUTZRECHTS

Innerhalb des Landschaftsschutzgebietes (LSG) "Schweriner Außensee" sowie innerhalb des SPA-Gebietes "Schweriner See" ist 
die Errichtung baulicher Nebenanlagen einschließlich sämtlicher baugenehmigungsfreier baulicher Anlagen nicht zulässig. 
Ausgenommen ist die Erhaltung der bestehenden öffentlichen Wege und tiefbaulichen Anlagen (Leitungen, Kanäle). 

8. AUSGLEICHS- UND ERSATZMAßNAHMEN AUßERHALB DES PLANGEBIETES

8.1 Externe Kompensationsmaßnahme - EM 1

Auf dem 66.607 m² großen Flurstück 104/1 der Flur 1 in der Gemarkung Gallentin sind 8.240 m² intensiv genutzte Ackerfläche 
über natürliche Sukzession zu einem Gehölzbestand zu entwickeln. Auf 10 % der Sukzessionsfläche sind Initialpflanzungen 
vorzunehmen. Sämtliche Anpflanzungen sind ausschließlich aus einheimischen und standortgerechten Laubgehölzen herzustellen. 
Folgende Arten und Pflanzqualitäten sind vorzusehen:

Bäume 1. Ordnung als Heister 150/ 175: 
                        Stiel-Eiche (Quercus robur).

Bäume 2. Ordnung als leichte Heister 150 /175: 
                        Hainbuche (Carpinus betulus),
                        Feld-Ahorn (Acer campestre),
                        Eberesche (Sorbus aucuparia).

Sträucher, Höhe 80-100: 
                        Schlehe (Prunus spinosa), 
                        Hasel (Corylus avellana), 
                        Weißdorn (Crataegus monogyna), 
                        Hunds-Rose (Rosa canina), 
                        Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), 
                        Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica).

Die Pflanzungen sind in artgerechten Pflanzabständen durchzuführen.

A2.1
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8.2 Externe Kompensationsmaßnahme - EM 2

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft - Einhaltung des Artenschutzes
Als Ausgleich für die Beeinträchtigung von Brutplätzen der Mehlschwalbe sind im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes 
20 Nisthilfen herzustellen und dauerhaft zu erhalten, sofern das Gebäude der ehemaligen Gaststätte "Schwarzer Kanal" im 
Südosten des Plangebietes umgebaut oder abgerissen wird. Die Nisthilfen sind eine Brutperiode vor den geplanten Arbeiten in der 
Umgebung des ehemaligen Wohnhauses im südöstlichen Planungsraum, vorzugsweise am Trafo- Gebäude sind 20 Nisthilfen für 
Mehlschwalben, als Ausgleich für den Verlust von Nistplätzen anzubringen. 
Die 20 Nistplätze sind auf dem Flurstück 345/23 zu errichten.

9. ARTENSCHUTZ

Der Abriss des Wohnhauses ist außerhalb der Brutperiode der Schwalben vorzunehmen. 
Das Wohnhaus befindet sich auf dem Flurstück 345/23.

10. STÄDTEBAULICHER VERTRAG

Die Gemeinde Bad Kleinen hat in einem Städtebaulichen Vertrag mit einem Vorhabenträger die Kostenübernahme zu Aufwen-
dungen für die Erschließung und Vorbereitung des Gebietes, für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie für die Belange der 
Bodendenkmalpflege geregelt.

11. VORHANDENER LEITUNGSBESTAND

Innerhalb des Plangebietes sind Leitungen von Ver- und Entsorgungsträgern vorhanden, die gemäß derzeitigem Kenntnisstand 
nachrichtlich im Plan dargestellt sind. Diese sind im Rahmen der Erschließungsplanung zu berücksichtigen. Mit Realisierung von 
Vorhaben werden Neu- und Umverlegung von Leitungen der Ver- und Entsorgung erforderlich. Die Regelung erfolgt durch den 
Abschluss von Erschließungsvereinbarungen zwischen dem Vorhabenträger/ Bauherrn und den Ver- und Entsorgungsunter-
nehmen.
Zur Sicherung von Leitungen werden Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechtenfestgesetzt. Die Gemeinde hat sich vor Rechts-
kraft des Planes davon überzeugt, dass die Baulast eingetragen wird.
Seitens des Eigentümers des Flurstückes 345/15 liegt für den Wasser- und Bodenverband "Wallensteingraben-Küste" eine 
Eintragungsbewilligung vor. Diese ist in einer Breite von 8 m für den verrohrten Abschnitt des Gewässers Nr. 11:0:29, jeweils 
4 m beidseits der Leitungsachse vorgesehen.Zur Sicherung der Schmutz- und Regenwasserleitung ist eine Eintragungs-
bewilligung für das Flurstück 345/15 in einer Breite von 4 m, 2 m beidseits der Leitungsachse vorgesehen. Die Bereiche sind 
im Plan festgesetzt.

12. ABFALL UND KREISLAUFWIRTSCHAFT

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den Baustellen als auch von den fertiggestellten 
Objekten eine vollständige und geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises erfolgen kann. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-/AbfG zur ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaus-
hubs verpflichtet. Abfälle (verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden können, sind entsprechend §§ 10 
und 11 KrW-/AbfG durch einen zugelassenen Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfälle 
dürfen gemäß § 18 AbfAlG M-V nicht auf Deponien abgelagert werden. Sie sind wieder zu verwerten. 
Da Fläche zum Wenden vor dem Gebiet SO5 B+I nicht zur Verfügung steht bzw. nicht eigentumsseitig gesichert ist, sind die Müll-
tonnen am Entsorgungstag so bereit zu stellen, dass sie durch das Müllentsorgungsunternehmen abtransportiert werden können. 
Die Stellplatzanlage südlich im SO4 B+I-Gebiet ist so zu gestalten, dass eine Umfahrung aus dem Sondergebiet auf die Planstraße 
C und umgekehrt möglich ist. Dafür können die Stellplatzflächen genutzt werden. Dies ist eigentumsseitig sicher.

13. BODENSCHUTZ

Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind 
mit der zuständigen Behörde, Staatliches Amt für Umwelt und Natur Schwerin, gemäß § 13 BBodSchG die notwendigen Maß-
nahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser 
Pflichten ist die planungsrechtlich zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu be-
achten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den 
Boden einwirkt, hat der Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervor-
gerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen verhält-
nismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen ist zu gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schad-
stoffe keine Gefahr oder erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Im Falle einer 
Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass die Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden,
dass die für den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt werden. Diese Hinweise werden allge-
meingültig dargestellt, da bisher für den Standort keine Altlasten bekannt sind. Es handelt sich lediglich um einen vorsorglichen 
Hinweis. 

14. WALDSCHUTZABSTAND 

Nach Durchführung des Planverfahrens ist die Ausnahme zur Reduzierung des gesetzlichen Waldschutzabstandes von 30 m
auf 25 m und nur für geringfügige Bebauung geregelt. Dies wurde im Stellungnahmeverfahren mit dem Forstamt Schönberg 
abgestimmt.



8.2 Externe Kompensationsmaßnahme - EM 2

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft - Einhaltung des Artenschutzes
Als Ausgleich für die Beeinträchtigung von Brutplätzen der Mehlschwalbe sind im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes 
20 Nisthilfen herzustellen und dauerhaft zu erhalten, sofern das Gebäude der ehemaligen Gaststätte "Schwarzer Kanal" im 
Südosten des Plangebietes umgebaut oder abgerissen wird. Die Nisthilfen sind eine Brutperiode vor den geplanten Arbeiten in der 
Umgebung des ehemaligen Wohnhauses im südöstlichen Planungsraum, vorzugsweise am Trafo- Gebäude sind 20 Nisthilfen für 
Mehlschwalben, als Ausgleich für den Verlust von Nistplätzen anzubringen. 
Die 20 Nistplätze sind auf dem Flurstück 345/23 zu errichten.

9. ARTENSCHUTZ

Der Abriss des Wohnhauses ist außerhalb der Brutperiode der Schwalben vorzunehmen. 
Das Wohnhaus befindet sich auf dem Flurstück 345/23.

10. STÄDTEBAULICHER VERTRAG

Die Gemeinde Bad Kleinen hat in einem Städtebaulichen Vertrag mit einem Vorhabenträger die Kostenübernahme zu Aufwen-
dungen für die Erschließung und Vorbereitung des Gebietes, für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie für die Belange der 
Bodendenkmalpflege geregelt.

11. VORHANDENER LEITUNGSBESTAND

Innerhalb des Plangebietes sind Leitungen von Ver- und Entsorgungsträgern vorhanden, die gemäß derzeitigem Kenntnisstand 
nachrichtlich im Plan dargestellt sind. Diese sind im Rahmen der Erschließungsplanung zu berücksichtigen. Mit Realisierung von 
Vorhaben werden Neu- und Umverlegung von Leitungen der Ver- und Entsorgung erforderlich. Die Regelung erfolgt durch den 
Abschluss von Erschließungsvereinbarungen zwischen dem Vorhabenträger/ Bauherrn und den Ver- und Entsorgungsunter-
nehmen.
Zur Sicherung von Leitungen werden Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechtenfestgesetzt. Die Gemeinde hat sich vor Rechts-
kraft des Planes davon überzeugt, dass die Baulast eingetragen wird.
Seitens des Eigentümers des Flurstückes 345/15 liegt für den Wasser- und Bodenverband "Wallensteingraben-Küste" eine 
Eintragungsbewilligung vor. Diese ist in einer Breite von 8 m für den verrohrten Abschnitt des Gewässers Nr. 11:0:29, jeweils 
4 m beidseits der Leitungsachse vorgesehen.Zur Sicherung der Schmutz- und Regenwasserleitung ist eine Eintragungs-
bewilligung für das Flurstück 345/15 in einer Breite von 4 m, 2 m beidseits der Leitungsachse vorgesehen. Die Bereiche sind 
im Plan festgesetzt.

12. ABFALL UND KREISLAUFWIRTSCHAFT

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den Baustellen als auch von den fertiggestellten 
Objekten eine vollständige und geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises erfolgen kann. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-/AbfG zur ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaus-
hubs verpflichtet. Abfälle (verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden können, sind entsprechend §§ 10 
und 11 KrW-/AbfG durch einen zugelassenen Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfälle 
dürfen gemäß § 18 AbfAlG M-V nicht auf Deponien abgelagert werden. Sie sind wieder zu verwerten. 
Da Fläche zum Wenden vor dem Gebiet SO5 B+I nicht zur Verfügung steht bzw. nicht eigentumsseitig gesichert ist, sind die Müll-
tonnen am Entsorgungstag so bereit zu stellen, dass sie durch das Müllentsorgungsunternehmen abtransportiert werden können. 
Die Stellplatzanlage südlich im SO4 B+I-Gebiet ist so zu gestalten, dass eine Umfahrung aus dem Sondergebiet auf die Planstraße 
C und umgekehrt möglich ist. Dafür können die Stellplatzflächen genutzt werden. Dies ist eigentumsseitig sicher.

13. BODENSCHUTZ

Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind 
mit der zuständigen Behörde, Staatliches Amt für Umwelt und Natur Schwerin, gemäß § 13 BBodSchG die notwendigen Maß-
nahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser 
Pflichten ist die planungsrechtlich zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu be-
achten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den 
Boden einwirkt, hat der Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervor-
gerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen verhält-
nismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen ist zu gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schad-
stoffe keine Gefahr oder erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Im Falle einer 
Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass die Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden,
dass die für den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt werden. Diese Hinweise werden allge-
meingültig dargestellt, da bisher für den Standort keine Altlasten bekannt sind. Es handelt sich lediglich um einen vorsorglichen 
Hinweis. 

14. WALDSCHUTZABSTAND 

Nach Durchführung des Planverfahrens ist die Ausnahme zur Reduzierung des gesetzlichen Waldschutzabstandes von 30 m
auf 25 m und nur für geringfügige Bebauung geregelt. Dies wurde im Stellungnahmeverfahren mit dem Forstamt Schönberg 
abgestimmt.
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TEIL B – TEXT 
 

FÜR DEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 14A - 1. ÄNDERUNG 

FÜR DAS GEBIET „GALLENTIN SÜD“ 

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

  

                                            

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET 

(§ 4 BauNVO) 
 
Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen Nr. 4, Gartenbaubetriebe, und Nr. 5, Tankstellen sind gemäß § 
1 Abs. 6 BauNVO für die Allgemeinen Wohngebiete nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes und somit unzulässig.  

 

1.2 SONDERGEBIET - FERIENHAUSGEBIET  

(§ 10 Abs. 4 BauNVO) 
 
Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO1-FH und SO2-FH) sind nach § 
10 Abs. 4 BauNVO zulässig: 
 Ferienhäuser und Ferienwohnungen, die aufgrund ihrer Lage, Größe, 

Ausstattung, Erschließung und Versorgung für den Erholungsaufenthalt geeignet 
und dazu bestimmt sind, überwiegend und auf Dauer einem wechselnden 
Personenkreis zur Erholung dienen.  

 Untergeordnete Einrichtungen der touristischen Infrastruktur (Einrichtungen zur 
Versorgung des Gebietes, wie Rezeption, Kiosk, Bistro, Café, und für sportliche 
Zwecke, wie Fitnessraum) zulässig.  

 
Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO1-FH und SO2-FH) sind nach § 
10 Abs. 4 BauNVO nur ausnahmsweise zulässig: 
 Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen und nur soweit sie 

der Betreuung abgeschlossener Einheiten dienen und der Zahl der zu 
betreuenden Ferienhäuser bzw. Ferienwohnungen jeweils deutlich untergeordnet 
sind.  

 
Innerhalb der Sondergebiete - Ferienhausgebiet (SO1-FH und SO2-FH) sind nach § 
10 Abs. 4 BauNVO unzulässig: 
 Wohnungen im Sinne einer allgemeinen Wohnnutzung. 

 

1.3 SONSTIGES SONDERGEBIET – BEHERBERGUNG UND INFRASTRUKTUR  

 (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

 
Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO3-B+I, 
SO4-B+I und SO5-B+I) ist die Errichtung und Nutzung von Einrichtungen der 
Beherbergung und touristische Infrastruktur sowie entsprechender Nebenanlagen 
zulässig. Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur 
(SO3-B+I, SO4-B+I und SO5-B+I) sind zulässig: 

 Ferienwohnungen,  
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 Beherbergungsbetriebe,  
 Läden, Schank- und Speisewirtschaften,  
 Anlagen für gesundheitliche Zwecke (wie Sauna), 
 Anlagen für sportliche Zwecke (wie Fitnessräume) sowie 
 Anlagen für Verwaltungen.  

 
Die Verkaufsraumfläche von Läden darf eine Gesamtgröße von 200 m² nicht 
überschreiten.  
 
Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO3-B+I, 
SO4-B+I und SO5-B+I) sind ausnahmsweise zulässig: 

 Einzelne Wohnungen für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sind 
ausnahmsweise zulässig, soweit sie der Betreuung abgeschlossener Einheiten 
dienen.  

 
Innerhalb der sonstigen Sondergebiete - Beherbergung und Infrastruktur (SO3-B+I, 
SO4-B+I und SO5-B+I) sind unzulässig. 

 Wohnungen im Sinne einer allgemeinen Wohnnutzung, 
 Vergnügungsstätten. 

 
 

2. BAUWEISE 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Für die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist sämtlich die offene 
Bauweise zulässig. Innerhalb der Sondergebiete (gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO) und 
innerhalb der Sonstigen Sondergebiete (gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO) sind nur 
Einzelhäuser zulässig. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (gemäß § 4 BauNVO) 
sind Einzel- und/ oder Doppelhäuser zulässig. 

 

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
A 1.1. Überschreitungen der Baugrenzen durch Hauptgebäude sind unzulässig. 

Ausnahmsweise sind Überschreitungen der Baugrenzen für untergeordnete Bauteile, 
wie Erker oder betonte Eingangsbereiche gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bis zu einer 
Tiefe von 2,00 m und einem Drittel der Gesamtbreite der betroffenen Gebäudeseite 
zulässig. 
 

A 1.3. Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind innerhalb des Waldabstandes nur folgende 
bauliche Anlagen zulässig: 

 Nebenanlagen für die Aufbewahrung von Gartengeräten in einer Größe bis 
maximal 8 m³ Volumen, 

 Einfache Gewächshäuser, 
 Nebenanlagen für Hobbytierhaltung (Hundezwinger, sonstige 

Kleintierhaltung), 
 Terrassen, sofern sie untergeordnet sind und keine Abstandsflächen 

auslösen. 
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4.  ZAHL DER WOHNUNGEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen wird innerhalb der Sondergebiete (gemäß 
§ 10 Abs. 4 BauNVO) und innerhalb der Sonstigen Sondergebiete (gemäß § 11 Abs. 
2 BauNVO) je Einzelhaus mit je einer Wohneinheit festgesetzt.  
Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA1 bis WA3, WA5 (gemäß § 4 BauNVO) 
sind je Einzelhaus maximal zwei Wohneinheiten und je Doppelhaushälfte maximal 
eine Wohneinheit zulässig.  
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA4 (gemäß § 4 BauNVO) sind maximal 
sechs Wohneinheiten zulässig.  
 
Innerhalb der Gebiete SO1 bis SO5 sind maximal drei Wohnungen für Wohnungen 
für Dienst-, Aufsichts- und Bereitschaftspersonen zulässig. 

 

5. HÖHENLAGE 

 (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

 
Die konstruktive Sockelhöhe - in Höhe Erdgeschoßrohfußboden - darf maximal 
0,30 m über dem Bezugspunkt liegen. Das Maß der Sockelhöhe bezieht sich auf den 
vertikalen Abstand zwischen der Oberkante des Erdgeschossrohfußbodens und dem 
Bezugspunkt. In allen Baugebieten darf der Erdgeschoßrohfußboden jedoch auch 
nicht unter dem Bezugspunkt liegen.  

A 1.2. Als Bezugspunkt gilt die mittlere Höhe des anstehenden Geländes, des für die 
Überbauung festgesetzten Grundstücksteils (gemäß natürlichem Gelände in der 
Kartengrundlage des Bebauungsplanes). 
Als Traufhöhe wird die Höhe der äußeren Schnittkante der Außenwand des 
aufgehenden Mauerwerks mit der Dachaußenhaut bezeichnet. Unter Firsthöhe ist die 
Höhe der oberen Dachbegrenzungskante, also der äußere Schnittpunkt der beiden 
Dachschenkel, zu verstehen. Maßgebend ist das eingedeckte Dach. 
 

6. NEBENANLAGEN, GARAGEN UND STELLPLÄTZE  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO) 

 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb sämtlicher SO-
Gebiete - außer eine gebäudebezogene Terrasse und ein grundstücksbezogener 
Stellplatz - außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig.  
Garagen und überdachte Stellplätze sind ausschließlich innerhalb sämtlicher SO-
Gebiete gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO unzulässig. 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Garagen sind in sämtlichen 
WA-Gebieten auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Nebenanlagen und Garagen dürfen über die straßenseitige Baukante des 
Hauptgebäudes nicht hervortreten. 
 

7.  FLÄCHEN FÜR GEMEINSCHAFTSANLAGEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

 
Innerhalb des SO 1 FH sind auf den mit „GGa, GSt“ bezeichneten Flächen 
Gemeinschaftsanlagen für Garagen und Stellflächen zum Abstellen von 
Kraftfahrzeugen und Booten zugunsten der Grundstückseigentümer der in der 
Planzeichnung mit  A, B, C, D, E und F bezeichneten Grundstücke festgesetzt. Die 
Fläche der Gemeinschaftsanlage wird gem. § 21a Abs. 2 BauNVO mit jeweils 1/6 den 
in der Planzeichnung mit  A, B, C, D, E und F bezeichneten Grundstücken  
zugeordnet. 
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8. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

 
Innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Sichtflächen (S) sind 
Sichtbehinderungen mit einer Höhe von mehr als 0,70 m über der Fahrbahnhöhe 
unzulässig.  
Zulässig sind einzelne hochstämmige Bäume mit einer Kronenansatzhöhe über 
2,50 m. Bei kleinen Sichtflächen entfällt die Randsignatur. 
 
Innerhalb des Gebietes WA2 innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Flächen, 
Flächen innerhalb eines Abstandsbereiches von 10 m zur Böschungsoberkante (BK), 
sind sämtliche hochbauliche Anlagen unzulässig. 
 

9. AUFSCHIEBEND BEDINGTES BAURECHT 

 (§9 Abs. 2 BauGB) 

 
 Innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14a sind 

sämtliche hochbauliche Maßnahmen erst zulässig, wenn die Entsorgung des 
anfallenden Oberflächenwassers so gesichert ist, dass nur noch die im Bereich der 
Erschließungsstraße verlaufenden Hauptleitung innerhalb des Plangebietes benötigt 
wird. 

 

II. FESTSETZUNGEN ÜBER DIE ÄUßERE GESTALTUNG 

 BAULICHER ANLAGEN 

 (§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V) 

 
1. Im gesamten Planbereich Innerhalb der Sondergebiete SO1-FH,  SO3-B+I, SO5- B+I 

und sind nur symmetrische Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer für die 
Hauptgebäude zulässig. Innerhalb der Sondergebiete SO2-FH und SO4-B+I sind nur 
Flachdächer oder flachgeneigte Pultdächer bzw. Sattel-, Walm- oder 
Krüppelwalmdächer für die Hauptgebäude zulässig. 

 
2. Die Dacheindeckungen sind in den Farben rot, braun oder anthrazit zulässig. 
 
3. Die Gesamtbreite aller Gauben darf 25 % der jeweiligen Trauflänge nicht 

überschreiten. Zu den Ortgängen ist ein Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten. 
Unterschiedliche Formen von Gauben auf einer Dachfläche sind unzulässig. 

 
4. Liegende Dachfenster sind nur auf den der öffentlichen Straße abgewandten 

Gebäudeseite zulässig.  
 
5. Glasbausteine dürfen an Außenwänden, die zur öffentlichen bzw. privaten Straße/ 

Erschließungsfläche gerichtet sind, nicht verwendet werden. 
 
6. Fenster und Türen sind außer in Holz auch in farbig beschichtetem Metall oder 

Kunststoff zulässig. Eloxierungen und Metallic-Effekte sind unzulässig. 
 
7. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeträger dürfen die 

Gliederung einer Fassade nicht überschneiden und Fenster bzw. andere Details nicht 
verdecken. Werbeanlagen sind an Gebäuden in Form von Schildern in einer Größe 
von maximal 0,30 x 0,60 m² erlaubt, sofern Zusammenhang mit der 
Grundstücksnutzung besteht. Freistehende Werbeanlagen in einer maximalen Größe 
von 2,00 m² sind nur als Informations- bzw. Orientierungstafel zulässig. 
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8. Einfriedungen sind zum öffentlichen Bereich bzw. zu sonstigen Erschließungsflächen 
hin als Hecke mit einer maximalen Höhe von 1,20 m, bezogen auf die Fahrbahnhöhe 
der zugehörigen Erschließungsfläche, zulässig. 

 
9. Als Befestigungsarten für die verkehrsberuhigten Bereiche, die Stellplätze und die 

Gehwege sind kleinteilige Baustoffe, wie Natursteinpflaster, Betonpflaster oder 
Pflasterklinker zu verwenden. Zulässig ist auch die Herstellung  wassergebundener 
Decken. 

 
10. Innerhalb der SO-FH -Gebiete ist je Unterkunft/ Wohnung mindestens ein PKW-

Stellplatz zu errichten. 
 
11. Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück 

unterzubringen. Die innerhalb des Bebauungsplangebietes festgesetzten Standorte 
für Abfallbehälter sind gärtnerisch einzubinden. 

 
12. Das Anbringen von Satellitenantennen an Bäumen ist unzulässig.   
 
13. Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen unter II. 

verstößt, handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern und kann mit Bußgeld geahndet werden.  

 

III. GRÜNFLÄCHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN UND MAßNAHMEN 

ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 

LANDSCHAFT, ANPFLANZUNGS-  UND ERHALTUNGSGEBOTE 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 8a BNatSchG) 

 

1. FESTSETZUNGEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN 

 UND BINDUNGEN FÜR DEREN ERHALTUNG 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

 
1.1  Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind in einem Pflanz- und 

Reihenabstand von 1,00 m mit heimischen und standortgerechten Gehölzen zu 
bepflanzen und dauernd zu erhalten. 
Bäume 1. Ordnung sind als Hochstamm, 3xv., Stammumfang 16-18 cm zu 
verwenden. 
Bäume 2. Ordnung sind als Heister, 2 x v., Höhe 175/ 200 cm zu verwenden. 
Sträucher sind 2 x v., Höhe 125/ 150 cm zu verwenden. 
 

1.2 Innerhalb des Plangebietes sind 6 Einzelbaumpflanzungen als Ausgleich für die 
Abnahme von nach § 26a geschützten Einzelbäumen durchzuführen. Die 
Anpflanzungen sind gemäß der Festsetzungen unter III.1.1 durchzuführen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

 
1.3 Für Bäume 1.Ordnung innerhalb versiegelter Flächen ist eine mindestens 12 m² große 

Baumscheibe vorzusehen. 
 

1.4 Auf den Flächen des Straßenbegleitgrüns ist eine Bepflanzung mit niedrigen 
Gehölzen vorzunehmen oder Landschaftsrasen mit mindestens 20 % Kräutersamen 
anzusäen. Vorhandene Gehölze, Baumgruppen und Einzelbäume, sind dauerhaft zu 
erhalten und bei Abgang durch heimische Laubbäume zu ersetzen. 
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1.5 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Gehölzflächen sind gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und zu pflegen. Gehölzausfälle sind 
umgebungstypisch nachzupflanzen. 

 
1.6 Innerhalb des Plangebietes gekennzeichnete Einzelbäume sind gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 25b BauGB dauernd zu erhalten und bei Ausfällen durch heimische 
standortgerechte Baumarten zu ersetzen.  

 
1.7 Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zu erhaltenden Einzelbäume sind innerhalb 

des Wurzelschutzbereiches Nebenanlagen und Garagen unzulässig. Der 
Wurzelbereich definiert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 m. 

 
1.8 Für die Pflanzung von Gehölzen (III.1.1 – III.1.6) ist auf nachfolgende Gehölzliste 

zurückzugreifen: 
 

Bäume:  Stiel-Eiche (Quercus robur) 
 Esche (Fraxinus excelsior) 
 Hainbuche (Carpinus betulus) 
 Winter-Linde (Tilia cordata) 
 Feld-Ahorn (Acer campestre) 
 Hänge-Birke (Betula pendula) 

Sträucher:  Schlehe (Prunus spinosa) 
 Hasel (Corylus avellana) 
 Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 
 Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata) 
 Hunds-Rose (Rosa canina) 
 Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 
 Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica) 
 Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 

 
1.9  Gestalterische Gehölzpflanzungen mit einer gleichzeitigen Sichtschutzfunktion sind 

vorzugsweise im Bereich der Terrassen an den Ferienhäusern einzuordnen. Die 
Gehölzauswahl ist nicht an standortheimische Arten gemäß III.1.8 gebunden. 

 

2.  GRÜNFLÄCHEN 

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB ) 

 
2.1 Die als private Grünfläche festgesetzte Parkanlage ist gärtnerisch zu gestalten, zu 

pflegen und dauerhaft zu erhalten. Dazu sind Anpflanzungen von Bäumen, 
Obstbäumen und Sträuchern vorzunehmen. Im Parkbereich können neben 
standortgerechten heimischen Gehölzen auch repräsentative Ziergehölze verwendet 
werden. 

 
  

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 

1. BODENDENKMAL IM PLANGEBIET 

 
Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat im Zuge des 
Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 14a die Lage eines 
Bodendenkmales mitgeteilt. Dieses Bodendenkmal liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14a. Innerhalb des 
Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14a sind keine 
Bodendenkmale bekannt. 
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Im südlichen Bereich des Plangebietes, innerhalb der festgesetzten Grünfläche 
östlich des Gebietes WA2, ist gemäß Stellungnahme des Landesamtes für Kultur 
und Denkmalpflege ein Bodendenkmal, in der Planzeichnung mit „BD“ 
gekennzeichnet, bekannt. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes hat eine 
Besichtigung der örtlichen Situation zur Beurteilung des Bodendenkmals mit dem 
zuständigen Landesamt für Kultur und Denkmalpflege stattgefunden. Aufgrund der 
örtlichen Situation wird das Bodendenkmal durch das Landesamt in die Kategorie der 
Bodendenkmale eingeordnet, deren Veränderung oder Beseitigung nach § 7 
Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg –Vorpommern (DSchG M-V, GVOBl. 
M-V 1998, S. 12, zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Juli 2006, 
GVOBl. M-V S. 576) genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher 
Erdarbeiten eine fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale 
sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen anfallenden Kosten hat der 
Verursacher des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die in Aussicht 
genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale ist 
das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V rechtzeitig schriftlich oder 
telefonisch, vier Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu 
erteilenden Baugenehmigungen sind an die Einhaltung dieser Bedingungen 
gebunden.  
Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen ist bei den 
genannten Behörden zu erhalten. Abstimmungen zur Vorgehensweise mit 
Bodendenkmalen sind rechtzeitig zu führen, so dass eine ordnungsgemäße 
Bebauung erfolgen kann. 
Im östlichen Teil des Plangebietes wurde gemäß Stellungnahme des Landesamtes 
für Bodendenkmalpflege, heute Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, aus dem 
früheren Verfahren ein Bodendenkmal gekennzeichnet. Dieses Bodendenkmal wurde 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung so nicht bestätigt, daher ist eine Darstellung 
nicht mehr erforderlich.  

 

 

2. VERHALTEN BEI BODENDENKMALFUNDEN 

 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande 
Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz – DSchG M-V) unverzüglich die 
zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die 
Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und 
Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. 
Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der 
Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die 
Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, kann jedoch für eine 
fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren verlängert werden. 
 
Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen ist bei den 
genannten Behörden zu erhalten. Abstimmungen zur Vorgehensweise mit 
Bodendenkmalen sind rechtzeitig zu führen, so dass eine ordnungsgemäße 
Bebauung erfolgen kann. 

 

3. ANZEIGE DES BAUBEGINNS BEI ERDARBEITEN 
 

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, daß 
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den 
Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 



 

Planungsstand: BV Entwurf   8 

DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und dokumentieren können. 
Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 
DSchG M-V). 

 

4. VERHALTEN BEI UNNATÜRLICHEN VERFÄRBUNGEN bzw. GERÜCHEN

 DES BODENS 

 
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürlichen Verfärbungen 
bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist der Grundstücksbesitzer als Abfallbesitzer 
zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet und 
der Fachdienst Umwelt des Landkreises Nordwestmecklenburg, Sachgebiet 
Altlasten/ Immissionsschutz ist unverzüglich nach Bekannt werden zu informieren. 
Grundstücksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des 
belasteten Bodenaushubs oder Bauabfalls nach §§ 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz (KrW-AbfG) verpflichtet. Sie unterliegen damit gleichzeitig der 
Anzeigepflicht. 

 

5. MUNITIONSFUNDE 

 
Der Munitionsbergungsdienst (MBD) hat im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 14a in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass für das 
Plangebiet keine Hinweise auf mögliche Kampfmittel vorliegen. Nach bisherigen 
Erfahrungen ist es jedoch nicht auszuschließen, dass auch in einem für den MBD als 
nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde auftreten können. Aus 
diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. 
Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition 
aufgefunden werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle 
und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der 
Munitionsbergungsdienst ist zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei oder 
Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger 
Mittel erhält, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet, dies unverzüglich den 
örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen. 

 

6. GEWÄSSERSCHUTZSTREIFEN 

 
Teile des Plangebietes befinden sich innerhalb des 100 m breiten 
Gewässerschutzstreifens des Schweriner Sees. Ein Ausnahmeantrag zur 
Unterschreitung des Gewässerschutzstreifens gemäß § 19 Abs. 3 LNatG M-V wurde 
durch die Gemeinde Bad Kleinen mit Schreiben vom 26.01.2009 gestellt.  

A 2.1. Die Ausnahmegenehmigung zur Unterschreitung des Gewässerschutzstreifens 
wurde durch die untere Naturschutzbehörde mit Bescheid vom 10.02.2009 erteilt. 
 

7. SCHUTZGEBIETE IM SINNE DES NATURSCHUTZRECHTS 
 
Innerhalb des Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Schweriner Außensee“ sowie 
innerhalb des SPA-Gebietes „Schweriner See“ ist die Errichtung baulicher 
Nebenanlagen einschließlich sämtlicher baugenehmigungsfreier baulicher Anlagen 
nicht zulässig.  
Ausgenommen ist die Erhaltung der bestehenden öffentlichen Wege und 
tiefbaulichen Anlagen (Leitungen, Kanäle).  
 
 
 



 

Planungsstand: BV Entwurf   9 

8. AUSGLEICHS- UND ERSATZMAßNAHMEN AUßERHALB DES PLANGEBIETES 

 

8.1 Externe Kompensationsmaßnahme – EM 1 
 
Auf dem 66.607 m² großen Flurstück 104/1 der Flur 1 in der Gemarkung Gallentin 
sind 8.240 m² intensiv genutzte Ackerfläche über natürliche Sukzession zu einem 
Gehölzbestand zu entwickeln. Auf 10 % der Sukzessionsfläche sind 
Initialpflanzungen vorzunehmen. Sämtliche Anpflanzungen sind ausschließlich aus 
einheimischen und standortgerechten Laubgehölzen herzustellen.  
 
Folgende Arten und Pflanzqualitäten sind vorzusehen: 
 
Bäume 1. Ordnung als Heister 150/ 175:  
    Stiel-Eiche (Quercus robur). 
 
Bäume 2. Ordnung als leichte Heister 150 /175:  
    Hainbuche (Carpinus betulus), 
    Feld-Ahorn (Acer campestre), 
    Eberesche (Sorbus aucuparia). 
 
Sträucher, Höhe 80-100:  
    Schlehe (Prunus spinosa),  
    Hasel (Corylus avellana),  
    Weißdorn (Crataegus monogyna),  
    Hunds-Rose (Rosa canina),  
    Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus),  
    Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica). 
 
Die Pflanzungen sind in artgerechten Pflanzabständen durchzuführen. 
 

8.2 Externe Kompensationsmaßnahme - EM 2 
 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft - Einhaltung des Artenschutzes 
Als Ausgleich für die Beeinträchtigung von Brutplätzen der Mehlschwalbe sind im 
unmittelbaren Umfeld des Plangebietes 20 Nisthilfen herzustellen und dauerhaft zu 
erhalten, sofern das Gebäude der ehemaligen Gaststätte „Schwarzer Kanal“ im 
Südosten des Plangebietes umgebaut oder abgerissen wird. Die Nisthilfen sind eine 
Brutperiode vor den geplanten Arbeiten in der Umgebung des ehemaligen 
Wohnhauses im südöstlichen Planungsraum, vorzugsweise am Trafo- Gebäude sind 
20 Nisthilfen für Mehlschwalben, als Ausgleich für den Verlust von Nistplätzen 
anzubringen.  

A 2.3. Die 20 Nistplätze sind auf dem Flurstück 345/23 zu errichten. 
 

9.  ARTENSCHUTZ 
 
Der Abriss des Wohnhauses ist außerhalb der Brutperiode der Schwalben 
vorzunehmen.  

A 2.3.  Das Wohnhaus befindet sich auf dem Flurstück 345/23. 

 

10. STÄDTEBAULICHER VERTRAG 

 
Die Gemeinde Bad Kleinen hat in einem Städtebaulichen Vertrag mit einem 
Vorhabenträger die Kostenübernahme zu Aufwendungen für die Erschließung und 
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Vorbereitung des Gebietes, für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie für die 
Belange der Bodendenkmalpflege geregelt. 
 

11. VORHANDENER LEITUNGSBESTAND 

 
Innerhalb des Plangebietes sind Leitungen von Ver- und Entsorgungsträgern 
vorhanden, die gemäß derzeitigem Kenntnisstand nachrichtlich im Plan dargestellt 
sind. Diese sind im Rahmen der Erschließungsplanung zu berücksichtigen. Mit 
Realisierung von Vorhaben werden Neu- und Umverlegung von Leitungen der Ver- 
und Entsorgung erforderlich. Die Regelung erfolgt durch den Abschluss von 
Erschließungsvereinbarungen zwischen dem Vorhabenträger/ Bauherrn und den Ver- 
und Entsorgungsunternehmen. 
 

M 3 Zur Sicherung von Leitungen werden Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten  
 festgesetzt. Die Gemeinde hat sich vor Rechtskraft des Planes davon überzeugt, 
dass die Baulast eingetragen wird. 
Seitens des Eigentümers des Flurstückes 345/51 liegt für den Wasser- und 
Bodenverband „Wallensteingraben-Küste“ eine Eintragungsbewilligung für den 
Bereich unter der Verkehrsfläche bzw. innerhalb der Flächen für Geh- Fahr- und 
Leitungsrechte vor. Diese ist in einer Breite von 8 m für den verrohrten Abschnitt des 
Gewässers Nr. 11:0:29, jeweils 4 m beidseits der Leitungsachse vorgesehen. 
Zur Sicherung der Schmutz- und Regenwasserleitung ist eine Eintragungsbewilligung 
für das Flurstück 345/15 in einer Breite von 4 m, 2 m beidseits der Leitungsachse 
vorgesehen. Die Bereiche sind im Plan festgesetzt. 
  

12. ABFALL UND KREISLAUFWIRTSCHAFT 
 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 
Baustellen als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollständige und 
geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
erfolgen kann. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-
/AbfG zur ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet. 
Abfälle (verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden 
können, sind entsprechend §§ 10 und 11 KrW-/AbfG durch einen zugelassenen 
Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfälle 
dürfen gemäß § 18 AbfAlG M-V nicht auf Deponien abgelagert werden. Sie sind 
wieder zu verwerten.  
 

M 2.1.  Da Fläche zum Wenden vor dem Gebiet SO5 B+I nicht zur Verfügung steht bzw. 
nicht eigentumsseitig gesichert ist, sind die Die Mülltonnen sind am Entsorgungstag 
an der Haupterschließungsstraße so bereit zu stellen, dass sie durch das 
Müllentsorgungsunternehmen abtransportiert werden können. Die Stellplatzanlage 
südlich im SO4 B+I-Gebiet ist so zu gestalten, dass eine Umfahrung aus dem 
Sondergebiet auf die Planstraße C und umgekehrt möglich ist. Dafür können die 
Stellplatzflächen genutzt werden. Dies ist eigentumsseitig sicher. 

 

13.  BODENSCHUTZ 
 

Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der zuständigen 
Behörde, Staatliches Amt für Umwelt und Natur Schwerin, gemäß § 13 BBodSchG 
die notwendigen Maßnahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, 
Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser Pflichten ist 
die planungsrechtlich zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus 
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ergebende Schutzbedürfnis zu beachten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen 
nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den 
Boden einwirkt, hat der Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass 
schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen 
sind zu vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen 
verhältnismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen ist zu 
gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr oder 
erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. 
Im Falle einer Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass die 
Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass die für 
den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt 
werden. Diese Hinweise werden allgemeingültig dargestellt, da bisher für den 
Standort keine Altlasten bekannt sind. Es handelt sich lediglich um einen 
vorsorglichen Hinweis.  

 

14. WALDSCHUTZABSTAND  
 
A 2.2. Nach Durchführung des Planverfahrens ist die Ausnahme zur Reduzierung des 

gesetzlichen Waldschutzabstandes von 30 m auf 25 m und nur für geringfügige 
Bebauung geregelt. Dies wurde im Stellungnahmeverfahren mit dem Forstamt 
Schönberg abgestimmt. 
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1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 14A
"FÜR DAS GEBIET GALLENTIN SÜD"
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SATZUNG ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG 
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 14A 
DER GEMEINDE BAD KLEINEN
"FÜR DAS GEBIET GALLENTIN SÜD"
TEIL A - PLANZEICHNUNG
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
23. Januar 1990 (BGBI. I Seite 132), zuletzt geändert  durch  Artikel 2 des Gesetzes vom 
11. Juni 2013  (BGBI. I Seite 1548).  Es  gilt  die  Planzeichenverordnung  (PlanzV)  vom  
18. Dezember 1990  (BGBI. 1991 I S. 58)  geändert  durch  Artikel 2  des  Gesetzes vom 
22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509).
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SATZUNG ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG 
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 14A 
DER GEMEINDE BAD KLEINEN
"FÜR DAS GEBIET GALLENTIN SÜD"
TEIL A - PLANZEICHNUNG
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
23. Januar 1990 (BGBI. I Seite 132), zuletzt geändert  durch  Artikel 2 des Gesetzes vom 
11. Juni 2013  (BGBI. I Seite 1548).  Es  gilt  die  Planzeichenverordnung  (PlanzV)  vom  
18. Dezember 1990  (BGBI. 1991 I S. 58)  geändert  durch  Artikel 2  des  Gesetzes vom 
22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509).
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LEITUNGEN
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vermutlicher Verlauf der Leitung, 
- unterirdische Leitung
(SW - Schmutzwasser, RW - Regenwasser, 
TW - Trinkwasser, Gas - Gasleitung, Strom - Stromleitung)

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN SOWIE
BINDUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN,
UND STRÄUCHERN

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Erhaltungsgebot für Bäume

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten
im Sinne des Naturschutzrechts

Landschaftsschutzgebiet, LSG "SCHWERINER AUßENSEE"

SPA-Gebiet, SPA 64 "SCHWERINER  SEE"

FFH-Gebiet  "SCHWERINER AUßENSEE UND ANGRENZENDE 
WÄLDER UND MOORE"  
- außerhalb des Plangebietes

SPA

L

FFH

Par. 9 (1) 11 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 13 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 25 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 25a BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) 25b BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (6) BauGB

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

Grundflächenzahl (GRZ)

Traufhöhe, als Höchstmaß über Bezugspunkt 

Firsthöhe, als Höchstmaß über Bezugspunkt
max

max

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

Par. 9 (1) 1 BauGB
Par. 16 BauNVO

Par. 9 (1) 2 BauGB
Par. 22 u. 23 BauNVO

Planzeichen
I. FESTSETZUNGEN

Erläuterung

ART DER BAULICHEN NUTZUNG Par. 9 (1) 1 BauGB
Rechtsgrundlagen

SO
FH

SO
B+I

Sondergebiet (gem. § 10 BauNVO)
- Ferienhausgebiet

Sonstiges Sondergebiet (gem. § 11 BauNVO)
- Beherbergung und Infrastruktur

I

0,3

TH    4,00m

FH     9,00m

Offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

Baugrenze

E

SONSTIGE PLANZEICHEN

PLANZEICHENERKLÄRUNG



BINDUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN,

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Erhaltungsgebot für Bäume

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten
im Sinne des Naturschutzrechts

Landschaftsschutzgebiet, LSG "SCHWERINER AUßENSEE"

SPA-Gebiet, SPA 64 "SCHWERINER  SEE"

FFH-Gebiet  "SCHWERINER AUßENSEE UND ANGRENZENDE 
WÄLDER UND MOORE"  
- außerhalb des Plangebietes

SPA

L

FFH

Par. 9 (1) 25b BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (6) BauGB

GSt / GGa

345
 47

II. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

SO1

WC
APW

41,65

5

SONSTIGE PLANZEICHEN

GFL-R zug.

Par. 16 (5) BauNVO
Par. 9 (7) BauGB

S

Par. 9 (1) 21 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (1) Nr. 4 und 
Nr. 22 BauGB

Par. 9 (1) Nr. 4 und 
Nr. 22 BauGB

Par. 16 (5) BauNVO
Par. 9 (7) BauGB

Par. 1 (4) BauNVO
Par. 16 (5) BauNVO

Flurstücksgrenze, Flurstücksnummer

vorhandene Gebäude

vorhandener Zaun / Hecke

vorhandene Böschung

vorhandener Schacht

Höhenangaben in Meter ü HN76

Bemaßung in Metern

Sichtdreieck

SO-Gebiet nach laufender Nummer, z.B. Nr. 1

in Aussicht genommene Grundstücksteilungen

WC - Sanitäranlage/WC
APW - Abwasserpumpwerk 

Grundstücke (A bis F) die der Gemeinschaftsanlage (GSt / GGa)
zugeordnet sind.

künftig entfallende Darstellung, z.B. Leitung

GS Küsten- und Gewässerschutzstreifen 
100m gemäß § 29 NatSchAG M-V

Waldabstand, 
(gem. § 9 (6) BauGB i.V.m. § 20 LWaldG M-V)

25
m

10
0m

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
Par. 9 (6) BauGB

IV. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE
ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, 
Garagen und Gemeinschaftsanlagen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen
- Stellplätze / Garagen 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

Umgrenzung der Fächen, sie von der Bebauung freizuhalten sind, 
S  - Sichtflächen, auch tlw. ohne Randsignatur 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugegebieten, 
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines 
Baugebietes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Satzung über 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14a 
der Gemeinde Bad Kleinen 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 14a 
der Gemeinde Bad Kleinen 

D 39.99
D 39.97

A



Küsten- und Gewässerschutzstreifen 
100m gemäß § 29 NatSchAG M-V

Waldabstand, 
(gem. § 9 (6) BauGB i.V.m. § 20 LWaldG M-V)

25
m

III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
Par. 9 (6) BauGB

IV. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE
ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN

maxDN    10°

DN 25°- 50°

FD / PD

Dachneigung (DN) zwischen 15° und 50°

maximale Dachneigung von 10°

Flachdach, Pultdach 



1 . A ufg estel lt a u fg ru nd  de s Au fstellu ng sb esch lusse s de r G em ein d eve rtre tu ng  vom  ......................... . D ie or tsüb lich e 
B eka nn tma chu ng  d es  Au fste llu ng sb esch lusse s  ist  d ur ch V erö ffen tl ichu ng  im am tliche n B eka nn tma chu ng s- un d 
Info rm ation sblatt „Mäck elb ör ge r W e gwe ise r“ de s Am te s D orf Me cklen bu rg -B ad  K le in en   am  …………………… .. 
e rfol gt. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
2 . D ie  A ufstel lun g d es B e ba uu ng splan es e rfol gt ge mä ß § 1 3a  A bs. 1 N r. 1 B au G B a ls B eb au un gsp la n d er  

Inn e ne ntwickl un g im  be schle un ig ten  Ve rfah re n. In d er  Be kan ntm ach un g wu rd e g em äß §  13 a A bs. 3  B a uG B  
d ar au f h in ge wie sen , da ss di e A ufstel lun g  de s Be ba uu n gsp la ne s im b esch leu n igte n V er fah re n o hn e D urch füh ru ng  
e ine r Um weltp rü fun g er folg e n sol l. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
3 . D ie  für d ie  R au mo rdn un g  u n d La nd e spla nu n g zustä nd ig e S te lle  ist b ete ilig t wor de n. 
 

B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
4 . D ie  G em ein d eve rtre tu ng  h at am  .......................... d en  En twur f de r S atzun g  üb er  de n B e ba uu ng splan  Nr. 1 4A  – 1. 

Ä nd er un g fü r da s G e bie t "G a llen tin S üd "  m it B e gr ün du ng  ge bil lig t u nd  zur A usleg un g b estim mt.  
 

B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
5 . De r E ntwu rf de r Sa tzun g ü be r de n  B e ba uu ng sp lan  Nr. 14 A –  1. Än de ru n g für  d as G eb ie t "G all en tin S üd " 

b esteh e nd   au s  de r   P la nze ich nu ng    (T eil A )  u n d   d em   Tex t ( Teil  B) u n d d en  ör tl iche n  Ba uvo rsch riften  ü be r d ie 
ä uße re  G e sta ltu ng  b a uli che r An la ge n so wie  d ie  Be gr ün du ng  ha be n  in  de r Ze it vo m  …………………… b is zum 
………….…………  wä hre n d d er  Die nststun de n im A mt Do rf Me ckle nb ur g –  Ba d  Kle in en  g em äß §  3  Ab s. 2 B au G B 
ö ffe ntlic h au sge le ge n. Die   ö ffen tl iche   Au sleg u ng  ist m it d em  Hin weis, da ss S te llu ng na h me n wä hre n d de r 
A usle g un gsfri st vo n j ed er ma nn  schr ift lich o de r zu r Nied er schri ft vo rg eb ra cht we rd en  kön ne n, d ur ch 
V er öffen tlich un g im  a mtlich e n Be ka nn tm ach un g s- un d Info rma tion sblatt „Mä ckelbö rge r W eg weis er“  d e s A mte s Dor f 
Me ckle nb ur g-B a d K le ine n  a m …………………… .. or tsüb lich  be kan ntg em ach t wo rd en . In   d e r  Be kan n tm ach un g  
d er   Ö ffe ntlich ke itsbe te ili gu ng   wu rd e  da ra uf  h in ge wie sen , d ass e in A ntra g  na ch §  4 7 V er wal tu ng sg er ichts-
o rd nu ng  u n zu lä ssig ist, w en n mi t ih m Ein we nd un ge n g elte nd  g e ma cht w erd e n, die  vo m A ntra gste lle r im Rah me n 
d er  Au sle gu ng  n icht o de r ve rsp äte t ge lten d ge ma cht wu rd en , ab er  hä tten  ge lten d  ge ma cht  wer de n  kön ne n; d ass  
n icht   inn e rha lb  de r  öffen tlich en   A u sleg un g sfr ist  a bg eg e be ne  Ste llu ng na hm en  be i de r B esch lus sfa ssun g  ü be r 
d en  Be b au un gsp la n u nb er ücksi chtig t b le ibe n  kön ne n, so fer n d ie G e me ind e  Ba d- Klein en   d er en   Inh alt  n ich t  
ka nn te  un d ni cht  hä tte  ke nn en  m üs sen  un d de re n Inh alt fü r die  Re ch tm äßigke it d es Be ba uu n gsp lan es  ni cht vo n 
B ed eu tun g i st. D ie B eh ör de n  u nd  son stig en  Trä ge r ö ffe ntlich er  Be la ng e w ur de n ü be r d ie Ö ffen tlichk eitsb etei lig un g 
u nter rich tet. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
6 . D ie  Be hö rd en  u nd  so n sti ge n Trä ge r öffen tlich er Be la ng e sin d mit Sch re ibe n vo m ……………… ..zur  A bg a be  e ine r 

S te llu n gn ah me  g em ä ß §  4 A bs. 2 B au G B a ufge for de rt wor de n. 
 

B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
7 . De r ka ta sterm äßige  B e sta n d am  .............................. w ird  a ls rich tig d ar ge stell t  be sche in igt. H in sichtl ich de r 

la ge rich tig en  Da rste llu ng  d er  G re nzp un kte gi lt d er V orb e ha lt, d ass ein e P rüfu ng  n ur   gr ob   er folg te, da  d ie 
re ch tsve rb ind lich e Flur kar te  im  Ma ßsta b 1 : ........................... vo rli eg t. Re g ressa n sprü che  kö nn en  n ichta bg eleite t 
we rd en . 

          ………… ……………… .., de n.....................                                                                         ..........................................                                                                                                                                 (S te mp el)                        Un ter schr ift  

 
 
 
8 . D ie  G e me ind eve rtre tun g  ha t d ie  fristg em äß a bg eg e be ne n Ste llu ng na hm en   de r  Ö ffen tlichk eit, d ie  

S te llu n gn ah me n de r B eh ör de n un d son sti ge n Trä ge r ö ffen tli che r B e lan ge  so wie  d ie Ste llun g na hm en  d er 
Na chb ar ge me in de n am  …………… ………… g e prü ft.  Da s E rg eb n is  is t  m itg ete ilt wor de n. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
9 . D ie  G e me ind eve rtre tu n g ha t die  S a tzu ng  ü be r de n Be ba uu ng sp lan  Nr . 14 A  –  1. Ä n de ru ng  für  da s G e bie t 

"G a lle ntin  S ü d" , b esteh en d  a us de r Pla n ze ich nu ng  (Te il A ) un d  d em  T ext ( Teil  B ) u n d de n Ör tlich en  
B au vor schri fte n üb er  d ie äu ßer e Ge staltu ng  d er  b au lich en  A nla g en  a m ................................. a ls S atzu ng  
b esch losse n. Die  Be gr ün du n g zur  S a tzu n g wu rd e ge bi llig t. 

  
 Ba d  K le in en , d en .....................                                                                                            .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
1 0. D ie  B eb au u ng spla nsa tzun g  be steh en d a u s de r P la nze ich nu ng  (T eil A)  u nd   d em  Tex t (Tei l B ) u nd  d en  Ö rtlich en   

B au vor schri fte n ü be r di e äu ße re  G e sta ltun g  d er  ba ulic he n A nla g en  w ird  hie rm it a m ………………  a u sge fertig t. 
 

  Ba d K le ine n, d en .....................                                                                                           .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
1 1. Der  B esch lu ss d er  S atzu ng  ü be r de n Be ba u un gsp la n Nr. 1 4A  –  1. Ä n de ru ng  für  d as G eb iet "G al len tin S üd " un d 

die  Sa tzun g üb er  d ie  ör tlich en  B au vo rschr iften  ü be r die  ä uß ere  Ge staltu ng  b au lich er  A n lag en  du rch  d ie 
G em ein de ver tr etu ng  so wie   die   Stel le,  be i  de r  de r  Plan   a uf  Da ue r  wäh re nd   de r Die nststun de n  vo n  
je de rma nn  e in ge seh en  wer de n kan n un d üb er  d en  In ha lt A u skun ft  zu  e rh alte n ist, s in d  d ur ch  V er öffe ntlich un g 
im am tl iche n Be ka nn tm ach un gs-  u nd  Info rm atio nsb latt „Mäck elb ör ge r W e gwe ise r“ de s A mtes Dor f Me ckle nb urg -
Ba d K le ine n a m ………… ……… o rtsü bli ch be ka nn tg em ac ht wo rd en . In  d er  B e kan ntm ach un g  i st  au f  di e 
Mö glic hke it d er  G e lten dm ach un g d er  V er le tzu ng  von    V erfa hr en s-  un d   Fo rm vo rsch rifte n un d   von   Mä n ge ln  
de r  A b wäg un g ein schl ieß lich de r sich  er ge be nd e n R ech tsfo lge n (§ 21 5 A b s. 2 B au G B)  un d weite r a uf d ie 
Be stimm un ge n d es §  5 A bs. 5 K om mu na lver fassu ng  de s La nd es Me ckle nb ur g –  Vo rp om me rn ( KV  M-V ) i n de r 
Fassu ng  de r  Be kan ntm ach un g vo m 13 . Ju li 2 01 1 ( GV O Bl . M- V S . 7 77 ) h ing e wie sen  word e n. 

  D ie  S a tzu ng  ist m it Ab la uf de s  .............................. ( Tag  de r Be ka nn tm ach un g)  in K ra ft ge tre te n . 
 

  Ba d K le ine n, d en .....................                                                                                           .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 

VERFAHRENSVERMERKE



1 . A ufg estel lt a u fg ru nd  de s Au fstellu ng sb esch lusse s de r G em ein d eve rtre tu ng  vom  ......................... . D ie or tsüb lich e 
B eka nn tma chu ng  d es  Au fste llu ng sb esch lusse s  ist  d ur ch V erö ffen tl ichu ng  im am tliche n B eka nn tma chu ng s- un d 
Info rm ation sblatt „Mäck elb ör ge r W e gwe ise r“ de s Am te s D orf Me cklen bu rg -B ad  K le in en   am  …………………… .. 
e rfol gt. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
2 . D ie  A ufstel lun g d es B e ba uu ng splan es e rfol gt ge mä ß § 1 3a  A bs. 1 N r. 1 B au G B a ls B eb au un gsp la n d er  

Inn e ne ntwickl un g im  be schle un ig ten  Ve rfah re n. In d er  Be kan ntm ach un g wu rd e g em äß §  13 a A bs. 3  B a uG B  
d ar au f h in ge wie sen , da ss di e A ufstel lun g  de s Be ba uu n gsp la ne s im b esch leu n igte n V er fah re n o hn e D urch füh ru ng  
e ine r Um weltp rü fun g er folg e n sol l. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
3 . D ie  für d ie  R au mo rdn un g  u n d La nd e spla nu n g zustä nd ig e S te lle  ist b ete ilig t wor de n. 
 

B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
4 . D ie  G em ein d eve rtre tu ng  h at am  .......................... d en  En twur f de r S atzun g  üb er  de n B e ba uu ng splan  Nr. 1 4A  – 1. 

Ä nd er un g fü r da s G e bie t "G a llen tin S üd "  m it B e gr ün du ng  ge bil lig t u nd  zur A usleg un g b estim mt.  
 

B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
5 . De r E ntwu rf de r Sa tzun g ü be r de n  B e ba uu ng sp lan  Nr. 14 A –  1. Än de ru n g für  d as G eb ie t "G all en tin S üd " 

b esteh e nd   au s  de r   P la nze ich nu ng    (T eil A )  u n d   d em   Tex t ( Teil  B) u n d d en  ör tl iche n  Ba uvo rsch riften  ü be r d ie 
ä uße re  G e sta ltu ng  b a uli che r An la ge n so wie  d ie  Be gr ün du ng  ha be n  in  de r Ze it vo m  …………………… b is zum 
………….…………  wä hre n d d er  Die nststun de n im A mt Do rf Me ckle nb ur g –  Ba d  Kle in en  g em äß §  3  Ab s. 2 B au G B 
ö ffe ntlic h au sge le ge n. Die   ö ffen tl iche   Au sleg u ng  ist m it d em  Hin weis, da ss S te llu ng na h me n wä hre n d de r 
A usle g un gsfri st vo n j ed er ma nn  schr ift lich o de r zu r Nied er schri ft vo rg eb ra cht we rd en  kön ne n, d ur ch 
V er öffen tlich un g im  a mtlich e n Be ka nn tm ach un g s- un d Info rma tion sblatt „Mä ckelbö rge r W eg weis er“  d e s A mte s Dor f 
Me ckle nb ur g-B a d K le ine n  a m …………………… .. or tsüb lich  be kan ntg em ach t wo rd en . In   d e r  Be kan n tm ach un g  
d er   Ö ffe ntlich ke itsbe te ili gu ng   wu rd e  da ra uf  h in ge wie sen , d ass e in A ntra g  na ch §  4 7 V er wal tu ng sg er ichts-
o rd nu ng  u n zu lä ssig ist, w en n mi t ih m Ein we nd un ge n g elte nd  g e ma cht w erd e n, die  vo m A ntra gste lle r im Rah me n 
d er  Au sle gu ng  n icht o de r ve rsp äte t ge lten d ge ma cht wu rd en , ab er  hä tten  ge lten d  ge ma cht  wer de n  kön ne n; d ass  
n icht   inn e rha lb  de r  öffen tlich en   A u sleg un g sfr ist  a bg eg e be ne  Ste llu ng na hm en  be i de r B esch lus sfa ssun g  ü be r 
d en  Be b au un gsp la n u nb er ücksi chtig t b le ibe n  kön ne n, so fer n d ie G e me ind e  Ba d- Klein en   d er en   Inh alt  n ich t  
ka nn te  un d ni cht  hä tte  ke nn en  m üs sen  un d de re n Inh alt fü r die  Re ch tm äßigke it d es Be ba uu n gsp lan es  ni cht vo n 
B ed eu tun g i st. D ie B eh ör de n  u nd  son stig en  Trä ge r ö ffe ntlich er  Be la ng e w ur de n ü be r d ie Ö ffen tlichk eitsb etei lig un g 
u nter rich tet. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
6 . D ie  Be hö rd en  u nd  so n sti ge n Trä ge r öffen tlich er Be la ng e sin d mit Sch re ibe n vo m ……………… ..zur  A bg a be  e ine r 

S te llu n gn ah me  g em ä ß §  4 A bs. 2 B au G B a ufge for de rt wor de n. 
 

B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
 
7 . De r ka ta sterm äßige  B e sta n d am  .............................. w ird  a ls rich tig d ar ge stell t  be sche in igt. H in sichtl ich de r 

la ge rich tig en  Da rste llu ng  d er  G re nzp un kte gi lt d er V orb e ha lt, d ass ein e P rüfu ng  n ur   gr ob   er folg te, da  d ie 
re ch tsve rb ind lich e Flur kar te  im  Ma ßsta b 1 : ........................... vo rli eg t. Re g ressa n sprü che  kö nn en  n ichta bg eleite t 
we rd en . 

          ………… ……………… .., de n.....................                                                                         ..........................................                                                                                                                                 (S te mp el)                        Un ter schr ift  

 
 
 
8 . D ie  G e me ind eve rtre tun g  ha t d ie  fristg em äß a bg eg e be ne n Ste llu ng na hm en   de r  Ö ffen tlichk eit, d ie  

S te llu n gn ah me n de r B eh ör de n un d son sti ge n Trä ge r ö ffen tli che r B e lan ge  so wie  d ie Ste llun g na hm en  d er 
Na chb ar ge me in de n am  …………… ………… g e prü ft.  Da s E rg eb n is  is t  m itg ete ilt wor de n. 

 
B ad  Kle in en , d e n.....................                                                                                             .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
9 . D ie  G e me ind eve rtre tu n g ha t die  S a tzu ng  ü be r de n Be ba uu ng sp lan  Nr . 14 A  –  1. Ä n de ru ng  für  da s G e bie t 

"G a lle ntin  S ü d" , b esteh en d  a us de r Pla n ze ich nu ng  (Te il A ) un d  d em  T ext ( Teil  B ) u n d de n Ör tlich en  
B au vor schri fte n üb er  d ie äu ßer e Ge staltu ng  d er  b au lich en  A nla g en  a m ................................. a ls S atzu ng  
b esch losse n. Die  Be gr ün du n g zur  S a tzu n g wu rd e ge bi llig t. 

  
 Ba d  K le in en , d en .....................                                                                                            .......................................... 

                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
1 0. D ie  B eb au u ng spla nsa tzun g  be steh en d a u s de r P la nze ich nu ng  (T eil A)  u nd   d em  Tex t (Tei l B ) u nd  d en  Ö rtlich en   

B au vor schri fte n ü be r di e äu ße re  G e sta ltun g  d er  ba ulic he n A nla g en  w ird  hie rm it a m ………………  a u sge fertig t. 
 

  Ba d K le ine n, d en .....................                                                                                           .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 
 
 
 
1 1. Der  B esch lu ss d er  S atzu ng  ü be r de n Be ba u un gsp la n Nr. 1 4A  –  1. Ä n de ru ng  für  d as G eb iet "G al len tin S üd " un d 

die  Sa tzun g üb er  d ie  ör tlich en  B au vo rschr iften  ü be r die  ä uß ere  Ge staltu ng  b au lich er  A n lag en  du rch  d ie 
G em ein de ver tr etu ng  so wie   die   Stel le,  be i  de r  de r  Plan   a uf  Da ue r  wäh re nd   de r Die nststun de n  vo n  
je de rma nn  e in ge seh en  wer de n kan n un d üb er  d en  In ha lt A u skun ft  zu  e rh alte n ist, s in d  d ur ch  V er öffe ntlich un g 
im am tl iche n Be ka nn tm ach un gs-  u nd  Info rm atio nsb latt „Mäck elb ör ge r W e gwe ise r“ de s A mtes Dor f Me ckle nb urg -
Ba d K le ine n a m ………… ……… o rtsü bli ch be ka nn tg em ac ht wo rd en . In  d er  B e kan ntm ach un g  i st  au f  di e 
Mö glic hke it d er  G e lten dm ach un g d er  V er le tzu ng  von    V erfa hr en s-  un d   Fo rm vo rsch rifte n un d   von   Mä n ge ln  
de r  A b wäg un g ein schl ieß lich de r sich  er ge be nd e n R ech tsfo lge n (§ 21 5 A b s. 2 B au G B)  un d weite r a uf d ie 
Be stimm un ge n d es §  5 A bs. 5 K om mu na lver fassu ng  de s La nd es Me ckle nb ur g –  Vo rp om me rn ( KV  M-V ) i n de r 
Fassu ng  de r  Be kan ntm ach un g vo m 13 . Ju li 2 01 1 ( GV O Bl . M- V S . 7 77 ) h ing e wie sen  word e n. 

  D ie  S a tzu ng  ist m it Ab la uf de s  .............................. ( Tag  de r Be ka nn tm ach un g)  in K ra ft ge tre te n . 
 

  Ba d K le ine n, d en .....................                                                                                           .......................................... 
                                                                                               ( Sieg el)                                               B ür ge rm eis te r 
 

 

SATZUN G 
ÜB ER  D EN B E BA UUN GS P LA N Nr. 14 A  -  1 . ÄND ER UNG  FÜR DA S G EB IE T  “GA LL E NTIN SÜ D “ 
G EM ÄS S  P A R. 1 0  B A UG B I. V E RB . MIT P AR . 1 3A  BA UG B  U ND § 8 6 LB AU O  M-V    
 
A ufgr un d  d es   § 1 0  d es  B au ge setzb uch es  ( Ba uG B )  in  de r Fa ssun g d e r B eka nn tm ach u ng  vom  23 .0 9.2 00 4 ( BG B l. I 
S . 2 4 14 ) zu letzt g eä nd er t du rch  G ese tz vom  20 .11 .20 14  (B G Bl. I S . 17 4 8), so wie  n ach  de r L a nd esb au or dn un g 
Me ckle nb urg -V o rpo mm er n (L Ba uO  M-V ) in d er Fa ssun g  de r B e kan ntm ach un g vom  1 8. Ap ril 2 00 6  ( G VO Bl . M- V S . 
1 02  ), zu le tzt  ge ä nd ert  d urch   Artik el 2 d es  G ese tzes  vo m  20 . Ma i 2 01 1  (G V O BI. M- V S. 3 2 3),  w ir d  na ch  
B esch lussfa ssun g  du rch   di e G e me ind eve rtre tun g d e r G em eind e B ad -K le ine n   a m…………………………… ..fo lge nd e 
S atzun g  ü be r d en  B e ba uu ng splan  N r. 1 4 A – 1 . Ä nd er un g fü r da s G e bie t "G all en tin S üd ", be steh en d  a us d er 
P lan zei chn un g ( Te il A ), de m T ext (Te il B ) u n d d en  Ö rtlich en  B au vors chri fte n ü be r d ie  äu ßer e Ge staltu ng  ba u liche r 
A nla g en , e rla ssen .     
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